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VERORDNUNG (EU) 2015/848 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 20. Mai 2015 

über Insolvenzverfahren 

(Neufassung) 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für öffentliche Gesamtverfahren ein­
schließlich vorläufiger Verfahren, die auf der Grundlage gesetzlicher 
Regelungen zur Insolvenz stattfinden und in denen zu Zwecken der 
Rettung, Schuldenanpassung, Reorganisation oder Liquidation 

a) dem Schuldner die Verfügungsgewalt über sein Vermögen ganz oder 
teilweise entzogen und ein Verwalter bestellt wird, 

b) das Vermögen und die Geschäfte des Schuldners der Kontrolle oder 
Aufsicht durch ein Gericht unterstellt werden oder 

c) die vorübergehende Aussetzung von Einzelvollstreckungsverfahren 
von einem Gericht oder kraft Gesetzes gewährt wird, um Verhand­
lungen zwischen dem Schuldner und seinen Gläubigern zu ermögli­
chen, sofern das Verfahren, in dem die Aussetzung gewährt wird, 
geeignete Maßnahmen zum Schutz der Gesamtheit der Gläubiger 
vorsieht und in dem Fall, dass keine Einigung erzielt wird, einem 
der in den Buchstaben a oder b genannten Verfahren vorgeschaltet 
ist. 

Kann ein in diesem Absatz genanntes Verfahren in Situationen einge­
leitet werden, in denen lediglich die Wahrscheinlichkeit einer Insolvenz 
besteht, ist der Zweck des Verfahrens die Vermeidung der Insolvenz des 
Schuldners oder der Einstellung seiner Geschäftstätigkeit. 

Die Verfahren, auf die in diesem Absatz Bezug genommen wird, sind in 
Anhang A aufgeführt. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Verfahren nach Absatz 1 in 
Bezug auf 

a) Versicherungsunternehmen, 

b) Kreditinstitute, 

c) Wertpapierfirmen und andere Firmen, Einrichtungen und Unterneh­
men, soweit sie unter die Richtlinie 2001/24/EG fallen, oder 

d) Organismen für gemeinsame Anlagen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Gesamtverfahren“ ein Verfahren, an dem alle oder ein wesentli­
cher Teil der Gläubiger des Schuldners beteiligt sind, vorausgesetzt, 
dass im letzteren Fall das Verfahren nicht die Forderungen der 
Gläubiger berührt, die nicht daran beteiligt sind; 
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2. „Organismen für gemeinsame Anlagen“ Organismen für gemein­
same Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Sinne der Richtlinie 
2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) und 
alternative Investmentfonds (AIF) im Sinne der Richtlinie 
2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ); 

3. „Schuldner in Eigenverwaltung“ einen Schuldner, über dessen Ver­
mögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, das nicht zwingend 
mit der Bestellung eines Verwalters oder der vollständigen Über­
tragung der Rechte und Pflichten zur Verwaltung des Vermögens 
des Schuldners auf einen Verwalter verbunden ist, und bei dem der 
Schuldner daher ganz oder zumindest teilweise die Kontrolle über 
sein Vermögen und seine Geschäfte behält; 

4. „Insolvenzverfahren“ ein in Anhang A aufgeführtes Verfahren; 

5. „Verwalter“ jede Person oder Stelle, deren Aufgabe es ist, auch 
vorläufig 

i) die in Insolvenzverfahren angemeldeten Forderungen zu prüfen 
und zuzulassen; 

ii) die Gesamtinteressen der Gläubiger zu vertreten; 

iii) die Insolvenzmasse entweder vollständig oder teilweise zu ver­
walten; 

iv) die Insolvenzmasse im Sinne der Ziffer iii zu verwerten oder 

v) die Geschäftstätigkeit des Schuldners zu überwachen. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Personen und Stellen sind in An­
hang B aufgeführt; 

6. „Gericht“ 

i) in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben b und c, Artikel 4 Absatz 2, 
Artikel 5, Artikel 6, Artikel 21 Absatz 3, Artikel 24 Absatz 2 
Buchstabe j, Artikel 36, Artikel 39 und Artikel 61 bis Artikel 77 
das Justizorgan eines Mitgliedstaats; 

ii) in allen anderen Artikeln das Justizorgan oder jede sonstige 
zuständige Stelle eines Mitgliedstaats, die befugt ist, ein Insol­
venzverfahren zu eröffnen, die Eröffnung eines solchen Verfah­
rens zu bestätigen oder im Rahmen dieses Verfahrens Entschei­
dungen zu treffen; 
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7. „Entscheidung zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens“ 

i) die Entscheidung eines Gerichts zur Eröffnung eines Insolvenz­
verfahrens oder zur Bestätigung der Eröffnung eines solchen 
Verfahrens und 

ii) die Entscheidung eines Gerichts zur Bestellung eines Verwal­
ters; 

8. „Zeitpunkt der Verfahrenseröffnung“ den Zeitpunkt, zu dem die 
Entscheidung zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens wirksam wird, 
unabhängig davon, ob die Entscheidung endgültig ist oder nicht; 

9. „Mitgliedstaat, in dem sich ein Vermögensgegenstand befindet“, im 
Fall von 

i) Namensaktien, soweit sie nicht von Ziffer ii erfasst sind, den 
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Gesellschaft, die die 
Aktien ausgegeben hat, ihren Sitz hat; 

ii) Finanzinstrumenten, bei denen die Rechtsinhaberschaft durch 
Eintrag in ein Register oder Buchung auf ein Konto, das von 
einem oder für einen Intermediär geführt wird, nachgewiesen 
wird („im Effektengiro übertragbare Wertpapiere“), den Mit­
gliedstaat, in dem das betreffende Register oder Konto geführt 
wird; 

iii) Guthaben auf Konten bei einem Kreditinstitut den Mitglied­
staat, der in der internationalen Kontonummer (IBAN) ange­
geben ist, oder im Fall von Guthaben auf Konten bei einem 
Kreditinstitut ohne IBAN den Mitgliedstaat, in dem das Kre­
ditinstitut, bei dem das Konto geführt wird, seine Hauptver­
waltung hat, oder, sofern das Konto bei einer Zweignieder­
lassung, Agentur oder sonstigen Niederlassung geführt wird, 
den Mitgliedstaat, in dem sich die Zweigniederlassung, Agen­
tur oder sonstige Niederlassung befindet; 

iv) Gegenständen oder Rechten, bei denen das Eigentum oder die 
Rechtsinhaberschaft in anderen als den unter Ziffer i genann­
ten öffentlichen Registern eingetragen ist, den Mitgliedstaat, 
unter dessen Aufsicht das Register geführt wird; 

v) Europäischen Patenten den Mitgliedstaat, für den das Europäi­
sche Patent erteilt wurde; 

vi) Urheberrechten und verwandten Schutzrechten den Mitglied­
staat, in dessen Hoheitsgebiet der Eigentümer solcher Rechte 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder Sitz hat; 

vii) anderen als den unter den Ziffern i bis iv genannten körper­
lichen Gegenständen den Mitgliedstaat, in dessen Hoheits­
gebiet sich der Gegenstand befindet; 

viii) anderen Forderungen gegen Dritte als solchen, die sich auf 
Vermögenswerte gemäß Ziffer iii beziehen, den Mitgliedstaat, 
in dessen Hoheitsgebiet der zur Leistung verpflichtete Dritte 
den Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen im Sinne 
des Artikels 3 Absatz 1 hat; 
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10. „Niederlassung“ jeden Tätigkeitsort, an dem der Schuldner einer 
wirtschaftlichen Aktivität von nicht vorübergehender Art nachgeht 
oder in den drei Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung des Haup­
tinsolvenzverfahrens nachgegangen ist, die den Einsatz von Per­
sonal und Vermögenswerten voraussetzt; 

11. „lokaler Gläubiger“ den Gläubiger, dessen Forderungen gegen den 
Schuldner aus oder in Zusammenhang mit dem Betrieb einer Nie­
derlassung in einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat 
entstanden sind, in dem sich der Mittelpunkt der hauptsächlichen 
Interessen des Schuldners befindet; 

12. „ausländischer Gläubiger“ den Gläubiger, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt, Wohnsitz oder Sitz in einem anderen Mitgliedstaat als 
dem Mitgliedstaat der Verfahrenseröffnung hat, einschließlich der 
Steuerbehörden und der Sozialversicherungsträger der Mitgliedstaa­
ten; 

13. „Unternehmensgruppe“ ein Mutterunternehmen und alle seine 
Tochterunternehmen; 

14. „Mutterunternehmen“ ein Unternehmen, das ein oder mehrere 
Tochterunternehmen entweder unmittelbar oder mittelbar kontrol­
liert. Ein Unternehmen, das einen konsolidierten Abschluss gemäß 
der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ) erstellt, wird als Mutterunternehmen angesehen. 

Artikel 3 

Internationale Zuständigkeit 

(1) Für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens sind die Gerichte des 
Mitgliedstaats zuständig, in dessen Hoheitsgebiet der Schuldner den 
Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen hat (im Folgenden „Haup­
tinsolvenzverfahren“). Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen ist der 
Ort, an dem der Schuldner gewöhnlich der Verwaltung seiner Interessen 
nachgeht und der für Dritte feststellbar ist. 

Bei Gesellschaften oder juristischen Personen wird bis zum Beweis des 
Gegenteils vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interes­
sen der Ort ihres Sitzes ist. Diese Annahme gilt nur, wenn der Sitz nicht 
in einem Zeitraum von drei Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens in einen anderen Mitgliedstaat verlegt wurde. 

Bei einer natürlichen Person, die eine selbständige gewerbliche oder 
freiberufliche Tätigkeit ausübt, wird bis zum Beweis des Gegenteils 
vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen ihre 
Hauptniederlassung ist. Diese Annahme gilt nur, wenn die Hauptnieder­
lassung der natürlichen Person nicht in einem Zeitraum von drei Mo­
naten vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens in einen 
anderen Mitgliedstaat verlegt wurde. 
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Bei allen anderen natürlichen Personen wird bis zum Beweis des Ge­
genteils vermutet, dass der Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen 
der Ort ihres gewöhnlichen Aufenthalts ist. Diese Annahme gilt nur, 
wenn der gewöhnliche Aufenthalt nicht in einem Zeitraum von sechs 
Monaten vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens in 
einen anderen Mitgliedstaat verlegt wurde. 

(2) Hat der Schuldner den Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Inte­
ressen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, so sind die Gerichte eines 
anderen Mitgliedstaats nur dann zur Eröffnung eines Insolvenzverfah­
rens befugt, wenn der Schuldner eine Niederlassung im Hoheitsgebiet 
dieses anderen Mitgliedstaats hat. Die Wirkungen dieses Verfahrens 
sind auf das im Hoheitsgebiet dieses letzteren Mitgliedstaats befindliche 
Vermögen des Schuldners beschränkt. 

(3) Wird ein Insolvenzverfahren nach Absatz 1 eröffnet, so ist jedes 
zu einem späteren Zeitpunkt nach Absatz 2 eröffnete Insolvenzverfahren 
ein Sekundärinsolvenzverfahren. 

(4) Vor der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach Absatz 1 kann 
ein Partikularverfahren nach Absatz 2 nur eröffnet werden, falls: 

a) die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach Absatz 1 angesichts 
der Bedingungen, die das Recht des Mitgliedstaats vorschreibt, in 
dessen Hoheitsgebiet der Schuldner den Mittelpunkt seiner haupt­
sächlichen Interessen hat, nicht möglich ist oder 

b) die Eröffnung des Partikularverfahrens von 

i) einem Gläubiger beantragt wird, dessen Forderung sich aus dem 
Betrieb einer Niederlassung ergibt oder damit im Zusammenhang 
steht, die sich im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats befindet, in 
dem die Eröffnung des Partikularverfahrens beantragt wird, oder 

ii) einer Behörde beantragt wird, die nach dem Recht des Mitglied­
staats, in dessen Hoheitsgebiet sich die Niederlassung befindet, 
das Recht hat, die Eröffnung von Insolvenzverfahren zu beantra­
gen. 

Nach der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens wird das Partikular­
verfahren zum Sekundärinsolvenzverfahren. 

Artikel 4 

Prüfung der Zuständigkeit 

(1) Das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
befasste Gericht prüft von Amts wegen, ob es nach Artikel 3 zuständig 
ist. In der Entscheidung zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens sind die 
Gründe anzugeben, auf denen die Zuständigkeit des Gerichts beruht 
sowie insbesondere, ob die Zuständigkeit auf Artikel 3 Absatz 1 oder 
Absatz 2 gestützt ist. 
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 können die Mitgliedstaaten in Insol­
venzverfahren, die gemäß den nationalen Rechtsvorschriften ohne ge­
richtliche Entscheidung eröffnet werden, den in einem solchen Verfah­
ren bestellten Verwalter damit betrauen, zu prüfen, ob der Mitgliedstaat, 
in dem der Antrag auf Eröffnung des Verfahrens anhängig ist, gemäß 
Artikel 3 zuständig ist. Ist dies der Fall, führt der Verwalter in der 
Entscheidung zur Verfahrenseröffnung die Gründe auf, auf welchen 
die Zuständigkeit beruht sowie insbesondere, ob die Zuständigkeit auf 
Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 gestützt ist. 

Artikel 5 

Gerichtliche Nachprüfung der Entscheidung zur Eröffnung des 
Hauptinsolvenzverfahrens 

(1) Der Schuldner oder jeder Gläubiger kann die Entscheidung zur 
Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens vor Gericht aus Gründen der 
internationalen Zuständigkeit anfechten. 

(2) Die Entscheidung zur Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens 
kann von anderen als den in Absatz 1 genannten Verfahrensbeteiligten 
oder aus anderen Gründen als einer mangelnden internationalen Zustän­
digkeit angefochten werden, wenn dies nach nationalem Recht vorgese­
hen ist. 

Artikel 6 

Zuständigkeit für Klagen, die unmittelbar aus dem Insolvenzver­
fahren hervorgehen und in engem Zusammenhang damit stehen 

(1) Die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das In­
solvenzverfahren nach Artikel 3 eröffnet worden ist, sind zuständig für 
alle Klagen, die unmittelbar aus dem Insolvenzverfahren hervorgehen 
und in engem Zusammenhang damit stehen, wie beispielsweise Anfech­
tungsklagen. 

(2) Steht eine Klage nach Absatz 1 im Zusammenhang mit einer 
anderen zivil- oder handelsrechtlichen Klage gegen denselben Beklag­
ten, so kann der Verwalter beide Klagen bei den Gerichten in dem 
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen Wohnsitz 
hat, oder — bei einer Klage gegen mehrere Beklagte — bei den Ge­
richten in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet einer der Beklag­
ten seinen Wohnsitz hat, erheben, vorausgesetzt, die betreffenden Ge­
richte sind nach der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 zuständig. 

Unterabsatz 1 gilt auch für den Schuldner in Eigenverwaltung, sofern 
der Schuldner in Eigenverwaltung nach nationalem Recht Klage für die 
Insolvenzmasse erheben kann. 

(3) Klagen gelten für die Zwecke des Absatzes 2 als miteinander im 
Zusammenhang stehend, wenn zwischen ihnen eine so enge Beziehung 
gegeben ist, dass eine gemeinsame Verhandlung und Entscheidung 
zweckmäßig ist, um die Gefahr zu vermeiden, dass in getrennten Ver­
fahren miteinander unvereinbare Entscheidungen ergehen. 
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Artikel 7 

Anwendbares Recht 

(1) Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, gilt für das 
Insolvenzverfahren und seine Wirkungen das Insolvenzrecht des Mit­
gliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet das Verfahren eröffnet wird (im 
Folgenden „Staat der Verfahrenseröffnung“). 

(2) Das Recht des Staates der Verfahrenseröffnung regelt, unter wel­
chen Voraussetzungen das Insolvenzverfahren eröffnet wird und wie es 
durchzuführen und zu beenden ist. Es regelt insbesondere: 

a) bei welcher Art von Schuldnern ein Insolvenzverfahren zulässig ist; 

b) welche Vermögenswerte zur Insolvenzmasse gehören und wie die 
nach der Verfahrenseröffnung vom Schuldner erworbenen Ver­
mögenswerte zu behandeln sind; 

c) die jeweiligen Befugnisse des Schuldners und des Verwalters; 

d) die Voraussetzungen für die Wirksamkeit einer Aufrechnung; 

e) wie sich das Insolvenzverfahren auf laufende Verträge des Schuld­
ners auswirkt; 

f) wie sich die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Rechtsverfol­
gungsmaßnahmen einzelner Gläubiger auswirkt; ausgenommen sind 
die Wirkungen auf anhängige Rechtsstreitigkeiten; 

g) welche Forderungen als Insolvenzforderungen anzumelden sind und 
wie Forderungen zu behandeln sind, die nach der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens entstehen; 

h) die Anmeldung, die Prüfung und die Feststellung der Forderungen; 

i) die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung des Vermögens, den 
Rang der Forderungen und die Rechte der Gläubiger, die nach der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgrund eines dinglichen Rechts 
oder infolge einer Aufrechnung teilweise befriedigt wurden; 

j) die Voraussetzungen und die Wirkungen der Beendigung des Insol­
venzverfahrens, insbesondere durch Vergleich; 

k) die Rechte der Gläubiger nach der Beendigung des Insolvenzver­
fahrens; 

l) wer die Kosten des Insolvenzverfahrens einschließlich der Auslagen 
zu tragen hat; 

m) welche Rechtshandlungen nichtig, anfechtbar oder relativ unwirk­
sam sind, weil sie die Gesamtheit der Gläubiger benachteiligen. 

▼B 

02015R0848 — DE — 05.06.2015 — 000.002 — 8



 

Artikel 8 

Dingliche Rechte Dritter 

(1) Das dingliche Recht eines Gläubigers oder eines Dritten an kör­
perlichen oder unkörperlichen, beweglichen oder unbeweglichen Gegen­
ständen des Schuldners — sowohl an bestimmten Gegenständen als 
auch an einer Mehrheit von nicht bestimmten Gegenständen mit wech­
selnder Zusammensetzung —, die sich zum Zeitpunkt der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats be­
finden, wird von der Eröffnung des Verfahrens nicht berührt. 

(2) Rechte im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere 

a) das Recht, den Gegenstand zu verwerten oder verwerten zu lassen 
und aus dem Erlös oder den Nutzungen dieses Gegenstands befrie­
digt zu werden, insbesondere aufgrund eines Pfandrechts oder einer 
Hypothek; 

b) das ausschließliche Recht, eine Forderung einzuziehen, insbesondere 
aufgrund eines Pfandrechts an einer Forderung oder aufgrund einer 
Sicherheitsabtretung dieser Forderung; 

c) das Recht, die Herausgabe von Gegenständen von jedermann zu 
verlangen, der diese gegen den Willen des Berechtigten besitzt 
oder nutzt; 

d) das dingliche Recht, die Früchte eines Gegenstands zu ziehen. 

(3) Das in einem öffentlichen Register eingetragene und gegen jeder­
mann wirksame Recht, ein dingliches Recht im Sinne von Absatz 1 zu 
erlangen, wird einem dinglichen Recht gleichgestellt. 

(4) Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Un­
wirksamkeit einer Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m 
nicht entgegen. 

Artikel 9 

Aufrechnung 

(1) Die Befugnis eines Gläubigers, mit seiner Forderung gegen eine 
Forderung eines Schuldners aufzurechnen, wird von der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens nicht berührt, wenn diese Aufrechnung nach dem 
für die Forderung des insolventen Schuldners maßgeblichen Recht zu­
lässig ist. 

(2) Absatz 1 steht der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen Un­
wirksamkeit einer Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m 
nicht entgegen. 

Artikel 10 

Eigentumsvorbehalt 

(1) Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gegen den Käufer einer 
Sache lässt die Rechte der Verkäufer aus einem Eigentumsvorbehalt 
unberührt, wenn sich diese Sache zum Zeitpunkt der Eröffnung des 
Verfahrens im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als dem der 
Verfahrenseröffnung befindet. 

▼B 

02015R0848 — DE — 05.06.2015 — 000.002 — 9



 

(2) Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gegen den Verkäufer 
einer Sache nach deren Lieferung rechtfertigt nicht die Auflösung 
oder Beendigung des Kaufvertrags und steht dem Eigentumserwerb 
des Käufers nicht entgegen, wenn sich diese Sache zum Zeitpunkt der 
Verfahrenseröffnung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als 
dem der Verfahrenseröffnung befindet. 

(3) Die Absätze 1 und 2 stehen der Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder 
relativen Unwirksamkeit einer Rechtshandlung nach Artikel 7 Absatz 2 
Buchstabe m nicht entgegen. 

Artikel 11 

Vertrag über einen unbeweglichen Gegenstand 

(1) Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen Vertrag, 
der zum Erwerb oder zur Nutzung eines unbeweglichen Gegenstands 
berechtigt, ist ausschließlich das Recht des Mitgliedstaats maßgebend, in 
dessen Hoheitsgebiet sich dieser Gegenstand befindet. 

(2) Die Zuständigkeit für die Zustimmung zu einer Beendigung oder 
Änderung von Verträgen nach diesem Artikel liegt bei dem Gericht, das 
das Hauptinsolvenzverfahren eröffnet hat, wenn 

a) ein derartiger Vertrag nach den für diese Verträge geltenden Rechts­
vorschriften des Mitgliedstaats nur mit Zustimmung des Gerichts der 
Verfahrenseröffnung beendet oder geändert werden kann und 

b) in dem betreffenden Mitgliedstaat kein Insolvenzverfahren eröffnet 
worden ist. 

Artikel 12 

Zahlungssysteme und Finanzmärkte 

(1) Unbeschadet des Artikels 8 ist für die Wirkungen des Insolvenz­
verfahrens auf die Rechte und Pflichten der Mitglieder eines Zahlungs- 
oder Abwicklungssystems oder eines Finanzmarktes ausschließlich das 
Recht des Mitgliedstaats maßgebend, das für das betreffende System 
oder den betreffenden Markt gilt. 

(2) Absatz 1 steht einer Nichtigkeit, Anfechtbarkeit oder relativen 
Unwirksamkeit der Zahlungen oder Transaktionen gemäß den für das 
betreffende Zahlungssystem oder den betreffenden Finanzmarkt gelten­
den Rechtsvorschriften nicht entgegen. 

Artikel 13 

Arbeitsvertrag 

(1) Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen Arbeitsver­
trag und auf das Arbeitsverhältnis gilt ausschließlich das Recht des 
Mitgliedstaats, das auf den Arbeitsvertrag anzuwenden ist. 
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(2) Die Zuständigkeit für die Zustimmung zu einer Beendigung oder 
Änderung von Verträgen nach diesem Artikel verbleibt bei den Gerich­
ten des Mitgliedstaats, in dem ein Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet 
werden kann, auch wenn in dem betreffenden Mitgliedstaat kein Insol­
venzverfahren eröffnet worden ist. 

Unterabsatz 1 gilt auch für eine Behörde, die nach nationalem Recht für 
die Zustimmung zu einer Beendigung oder Änderung von Verträgen 
nach diesem Artikel zuständig ist. 

Artikel 14 

Wirkung auf eintragungspflichtige Rechte 

Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf Rechte des Schuldners 
an einem unbeweglichen Gegenstand, einem Schiff oder einem Luftfahr­
zeug, die der Eintragung in ein öffentliches Register unterliegen, ist das 
Recht des Mitgliedstaats maßgebend, unter dessen Aufsicht das Register 
geführt wird. 

Artikel 15 

Europäische Patente mit einheitlicher Wirkung und Gemeinschafts­
marken 

Für die Zwecke dieser Verordnung kann ein Europäisches Patent mit 
einheitlicher Wirkung, eine Gemeinschaftsmarke oder jedes andere 
durch Unionsrecht begründete ähnliche Recht nur in ein Verfahren 
nach Artikel 3 Absatz 1 miteinbezogen werden. 

Artikel 16 

Benachteiligende Handlungen 

Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe m findet keine Anwendung, wenn die 
Person, die durch eine die Gesamtheit der Gläubiger benachteiligende 
Handlung begünstigt wurde, nachweist, dass 

a) für diese Handlung das Recht eines anderen Mitgliedstaats als des 
Staates der Verfahrenseröffnung maßgeblich ist und 

b) diese Handlung im vorliegenden Fall in keiner Weise nach dem 
Recht dieses Mitgliedstaats angreifbar ist. 

Artikel 17 

Schutz des Dritterwerbers 

Verfügt der Schuldner durch eine nach Eröffnung des Insolvenzverfah­
rens vorgenommene Handlung gegen Entgelt über 

a) einen unbeweglichen Gegenstand, 

b) ein Schiff oder ein Luftfahrzeug, das der Eintragung in ein öffent­
liches Register unterliegt, oder 
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c) Wertpapiere, deren Eintragung in ein gesetzlich vorgeschriebenes 
Register Voraussetzung für ihre Existenz ist, 

so richtet sich die Wirksamkeit dieser Rechtshandlung nach dem Recht 
des Staats, in dessen Hoheitsgebiet sich dieser unbewegliche Gegen­
stand befindet oder unter dessen Aufsicht das Register geführt wird. 

Artikel 18 

Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf anhängige Rechtstreitigkei­
ten und Schiedsverfahren 

Für die Wirkungen des Insolvenzverfahrens auf einen anhängigen 
Rechtsstreit oder ein anhängiges Schiedsverfahren über einen Gegen­
stand oder ein Recht, der bzw. das Teil der Insolvenzmasse ist, gilt 
ausschließlich das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Rechtsstreit 
anhängig oder in dem das Schiedsgericht belegen ist. 

KAPITEL II 

ANERKENNUNG DER INSOLVENZVERFAHREN 

Artikel 19 

Grundsatz 

(1) Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens durch ein nach Artikel 3 
zuständiges Gericht eines Mitgliedstaats wird in allen übrigen Mitglied­
staaten anerkannt, sobald die Entscheidung im Staat der Verfahrens­
eröffnung wirksam ist. 

Die Regel nach Unterabsatz 1 gilt auch, wenn in den übrigen Mitglied­
staaten über das Vermögen des Schuldners wegen seiner Eigenschaft ein 
Insolvenzverfahren nicht eröffnet werden könnte. 

(2) Die Anerkennung eines Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 steht 
der Eröffnung eines Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 2 durch ein 
Gericht eines anderen Mitgliedstaats nicht entgegen. In diesem Fall ist 
das Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 ein Sekundärinsolvenzverfahren 
im Sinne von Kapitel III. 

Artikel 20 

Wirkungen der Anerkennung 

(1) Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens nach Artikel 3 Absatz 1 
entfaltet in jedem anderen Mitgliedstaat, ohne dass es hierfür irgend­
welcher Förmlichkeiten bedürfte, die Wirkungen, die das Recht des 
Staates der Verfahrenseröffnung dem Verfahren beilegt, sofern diese 
Verordnung nichts anderes bestimmt und solange in diesem anderen 
Mitgliedstaat kein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 eröffnet ist. 

(2) Die Wirkungen eines Verfahrens nach Artikel 3 Absatz 2 dürfen 
in den anderen Mitgliedstaaten nicht in Frage gestellt werden. Jegliche 
Beschränkung der Rechte der Gläubiger, insbesondere eine Stundung 
oder eine Schuldbefreiung infolge des Verfahrens, wirkt hinsichtlich 
des im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats befindlichen Ver­
mögens nur gegenüber den Gläubigern, die ihre Zustimmung hierzu 
erteilt haben. 
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Artikel 21 

Befugnisse des Verwalters 

(1) Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 Absatz 1 zuständiges 
Gericht bestellt worden ist, darf im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
alle Befugnisse ausüben, die ihm nach dem Recht des Staates der Ver­
fahrenseröffnung zustehen, solange in dem anderen Staat nicht ein wei­
teres Insolvenzverfahren eröffnet ist oder eine gegenteilige Sicherungs­
maßnahme auf einen Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
hin ergriffen worden ist. Er darf insbesondere vorbehaltlich der Artikel 8 
und 10 die zur Masse gehörenden Gegenstände aus dem Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaats entfernen, in dem diese sich befinden. 

(2) Der Verwalter, der durch ein nach Artikel 3 Absatz 2 zuständiges 
Gericht bestellt worden ist, darf in jedem anderen Mitgliedstaat gericht­
lich und außergerichtlich geltend machen, dass ein beweglicher Gegen­
stand nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens aus dem Hoheits­
gebiet des Staates der Verfahrenseröffnung in das Hoheitsgebiet dieses 
anderen Mitgliedstaats verbracht worden ist. Des Weiteren kann der 
Verwalter eine den Interessen der Gläubiger dienende Anfechtungsklage 
erheben. 

(3) Bei der Ausübung seiner Befugnisse hat der Verwalter das Recht 
des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet er handeln will, zu beachten, 
insbesondere hinsichtlich der Art und Weise der Verwertung eines Ge­
genstands der Masse. Diese Befugnisse dürfen nicht die Anwendung 
von Zwangsmitteln ohne Anordnung durch ein Gerichts dieses Mitglied­
staats oder das Recht umfassen, Rechtsstreitigkeiten oder andere Aus­
einandersetzungen zu entscheiden. 

Artikel 22 

Nachweis der Verwalterbestellung 

Die Bestellung zum Verwalter wird durch eine beglaubigte Abschrift 
der Entscheidung, durch die er bestellt worden ist, oder durch eine 
andere von dem zuständigen Gericht ausgestellte Bescheinigung nach­
gewiesen. 

Es kann eine Übersetzung in die Amtssprache oder eine der Amtsspra­
chen des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet er handeln will, ver­
langt werden. Eine Legalisation oder eine entsprechende andere Förm­
lichkeit wird nicht verlangt. 

Artikel 23 

Herausgabepflicht und Anrechnung 

(1) Ein Gläubiger, der nach der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
nach Artikel 3 Absatz 1 auf irgendeine Weise, insbesondere durch 
Zwangsvollstreckung, vollständig oder teilweise aus einem Gegenstand 
der Masse befriedigt wird, der im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied­
staat belegen ist, hat vorbehaltlich der Artikel 8 und 10 das Erlangte an 
den Verwalter herauszugeben. 

(2) Zur Wahrung der Gleichbehandlung der Gläubiger nimmt ein 
Gläubiger, der in einem Insolvenzverfahren eine Quote auf seine For­
derung erlangt hat, an der Verteilung im Rahmen eines anderen Ver­
fahrens erst dann teil, wenn die Gläubiger gleichen Ranges oder gleicher 
Gruppenzugehörigkeit in diesem anderen Verfahren die gleiche Quote 
erlangt haben. 
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Artikel 24 

Einrichtung von Insolvenzregistern 

(1) Die Mitgliedstaaten errichten und unterhalten in ihrem Hoheits­
gebiet ein oder mehrere Register, um Informationen über Insolvenzer­
fahren bekanntzumachen (im Folgenden „Insolvenzregister“). Diese In­
formationen werden so bald als möglich nach Eröffnung eines solchen 
Verfahrens bekanntgemacht. 

(2) Die Informationen nach Absatz 1 sind gemäß den Voraussetzun­
gen nach Artikel 27 öffentlich bekanntzumachen und umfassen die 
folgenden Informationen (im Folgenden „Pflichtinformationen“): 

a) Datum der Eröffnung des Insolvenzverfahrens; 

b) Gericht, das das Insolvenzverfahren eröffnet hat, und — soweit vor­
handen — Aktenzeichen; 

c) Art des eröffneten Insolvenzverfahrens nach Anhang A und gegebe­
nenfalls Unterart des nach nationalem Recht eröffneten Verfahrens; 

d) Angaben dazu, ob die Zuständigkeit für die Eröffnung des Verfah­
rens auf Artikel 3 Absatz 1, 2 oder 4 beruht; 

e) Name, Registernummer, Sitz oder, sofern davon abweichend, Post­
anschrift des Schuldners, wenn es sich um eine Gesellschaft oder 
eine juristische Person handelt; 

f) Name, gegebenenfalls Registernummer sowie Postanschrift des 
Schuldners oder, falls die Anschrift geschützt ist, Geburtsort und 
Geburtsdatum des Schuldners, wenn er eine natürliche Person ist, 
unabhängig davon, ob er eine selbständige gewerbliche oder freibe­
rufliche Tätigkeit ausübt; 

g) gegebenenfalls Name, Postanschrift oder E-Mail-Adresse des für das 
Verfahren bestellten Verwalters; 

h) gegebenenfalls die Frist für die Anmeldung der Forderungen bzw. 
einen Verweis auf die Kriterien für die Berechnung dieser Frist; 

i) gegebenenfalls das Datum der Beendigung des Hauptinsolvenzver­
fahrens; 

j) das Gericht, das gemäß Artikel 5 für eine Anfechtung der Entschei­
dung zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens zuständig ist und gege­
benenfalls die Frist für die Anfechtung bzw. einen Verweis auf die 
Kriterien für die Berechnung dieser Frist. 

(3) Absatz 2 hindert die Mitgliedstaaten nicht, Dokumente oder zu­
sätzliche Informationen, beispielsweise denn Ausschluss von einer Tä­
tigkeit als Geschäftsleiter im Zusammenhang mit der Insolvenz, in ihre 
nationalen Insolvenzregister aufzunehmen. 
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(4) Die Mitgliedstaaten sind nicht verpflichtet, die in Absatz 1 dieses 
Artikels genannten Informationen über natürliche Personen, die keine 
selbständige gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit ausüben, in die 
Insolvenzregister aufzunehmen oder diese Informationen über das Sys­
tem der Vernetzung dieser Register öffentlich zugänglich zu machen, 
sofern bekannte ausländische Gläubiger gemäß Artikel 54 über die in 
Absatz 2 Buchstabe j dieses Artikels genannten Elemente informiert 
werden. 

Macht ein Mitgliedstaat von der in Unterabsatz 1 genannten Möglich­
keit Gebrauch, so berührt das Insolvenzverfahren nicht die Forderungen 
der ausländischen Gläubiger, die die Informationen gemäß Unterabsatz 1 
nicht erhalten haben. 

(5) Die Bekanntmachung von Informationen in den Registern gemäß 
dieser Verordnung hat keine anderen Rechtswirkungen als die, die nach 
nationalem Recht und in Artikel 55 Absatz 6 festgelegt sind. 

Artikel 25 

Vernetzung von Insolvenzregistern 

(1) Die Kommission richtet im Wege von Durchführungsrechtsakten 
ein dezentrales System zur Vernetzung der Insolvenzregister ein. Dieses 
System besteht aus den Insolvenzregistern und dem Europäischen Jus­
tizportal, das für die Öffentlichkeit als zentraler elektronischer Zugangs­
punkt zu Informationen im System dient. Das System bietet für die 
Abfrage der Pflichtinformationen und alle anderen Dokumente oder 
Informationen in den Insolvenzregistern, die von den Mitgliedstaaten 
über das Europäische Justizportal verfügbar gemacht werden, einen 
Suchdienst in allen Amtssprachen der Organe der Union. 

(2) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten 
gemäß dem Verfahren nach Artikel 87 bis zum 26. Juni 2019 Folgendes 
fest: 

a) die technischen Spezifikationen für die elektronische Kommunika­
tion und den elektronischen Informationsaustausch auf der Grund­
lage der festgelegten Schnittstellenspezifikation für das System zur 
Vernetzung der Insolvenzregister; 

b) die technischen Maßnahmen, durch die die IT-Mindestsicherheits­
standards für die Übermittlung und Verbreitung von Informationen 
innerhalb des Systems zur Vernetzung der Insolvenzregister gewähr­
leistet werden; 

c) die Mindestkriterien für den vom Europäischen Justizportal bereit­
gestellten Suchdienst anhand der Informationen nach Artikel 24; 

d) die Mindestkriterien für die Anzeige der Suchergebnisse in Bezug 
auf die Informationen nach Artikel 24; 
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e) die Mittel und technischen Voraussetzungen für die Verfügbarkeit 
der durch das System der Vernetzung von Insolvenzregistern ange­
botenen Dienste und 

f) ein Glossar mit einer allgemeinen Erläuterung der in Anhang A 
aufgeführten nationalen Insolvenzverfahren. 

Artikel 26 

Kosten für die Einrichtung und Vernetzung der Insolvenzregister 

(1) Die Einrichtung, Unterhaltung und Weiterentwicklung des Sys­
tems zur Vernetzung der Insolvenzregister wird aus dem Gesamthaus­
halt der Union finanziert. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trägt die Kosten für die Einrichtung und An­
passung seiner nationalen Insolvenzregister für deren Interoperabilität 
mit dem Europäischen Justizportal sowie die Kosten für die Verwaltung, 
den Betrieb und die Pflege dieser Register. Davon unberührt bleibt die 
Möglichkeit, Zuschüsse zur Unterstützung dieser Vorhaben im Rahmen 
der Finanzierungsprogramme der Union zu beantragen. 

Artikel 27 

Voraussetzungen für den Zugang zu Informationen über das 
System der Vernetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Pflichtinformationen 
nach Artikel 24 Absatz 2 Buchstaben a bis j über das System der 
Vernetzung von Insolvenzregistern gebührenfrei zur Verfügung stehen. 

(2) Diese Verordnung hindert die Mitgliedstaaten nicht, für den Zu­
gang zu den Dokumenten oder zusätzlichen Informationen nach Arti­
kel 24 Absatz 3 über das System der Vernetzung von Insolvenzregister 
eine angemessene Gebühr zu erheben. 

(3) Die Mitgliedstaaten können den Zugang zu Pflichtinformationen 
bezüglich natürlicher Personen, die keine selbständige gewerbliche oder 
freiberufliche Tätigkeit ausüben sowie bezüglich natürlicher Personen, 
die eine selbständige gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit ausüben, 
sofern sich das Insolvenzverfahren nicht auf diese Tätigkeit bezieht, von 
zusätzlichen, über die Mindestkriterien nach Artikel 25 Absatz 2 Buch­
stabe c hinausgehenden Suchkriterien in Bezug auf den Schuldner ab­
hängig machen. 

(4) Die Mitgliedstaaten können ferner verlangen, dass der Zugang zu 
den Informationen nach Absatz 3 von einem Antrag an die zuständige 
Behörde abhängig zu machen ist. Die Mitgliedstaaten können den Zu­
gang von der Prüfung des berechtigten Interesses am Zugang zu diesen 
Daten anhängig machen. Der anfragenden Person muss es möglich sein, 
die Auskunftsanfrage in elektronischer Form anhand eines Standardfor­
mulars über das Europäische Justizportal zu übermitteln. Ist ein berech­
tigtes Interesse erforderlich, so ist es zulässig, dass die anfragende Person 
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die Rechtmäßigkeit ihres Antrags anhand von Kopien einschlägiger Do­
kumente in elektronischer Form belegt. Die anfragende Person erhält 
innerhalb von drei Arbeitstagen eine Antwort von der zuständigen Be­
hörde. 

Die anfragende Person ist weder verpflichtet, Übersetzungen der Doku­
mente, die die Berechtigung ihrer Anfrage belegen, zur Verfügung zu 
stellen, noch dazu, die bei der Behörde möglicherweise aufgrund der 
Übersetzungen anfallenden Kosten zu tragen. 

Artikel 28 

Öffentliche Bekanntmachung in einem anderen Mitgliedstaat 

(1) Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung hat zu 
beantragen, dass eine Bekanntmachung der Entscheidung zur Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens und gegebenenfalls der Entscheidung zur Be­
stellung des Verwalters in jedem anderen Mitgliedstaat, in dem sich eine 
Niederlassung des Schuldners befindet, nach den in diesem Mitglied­
staat vorgesehenen Verfahren veröffentlicht wird. In der Bekannt­
machung ist gegebenenfalls anzugeben, wer als Verwalter bestellt wurde 
und ob sich die Zuständigkeit aus Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 
ergibt. 

(2) Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung kann be­
antragen, dass die Bekanntmachung nach Absatz 1 in jedem anderen 
Mitgliedstaat, in dem er dies für notwendig hält, nach dem in diesem 
Mitgliedstaat vorgesehenen Verfahren der Bekanntmachung veröffent­
licht wird. 

Artikel 29 

Eintragung in öffentliche Register eines anderen Mitgliedstaats 

(1) Ist es in einem Mitgliedstaat, in dem sich eine Niederlassung des 
Schuldners befindet und diese Niederlassung in einem öffentlichen Re­
gister dieses Mitgliedstaats eingetragen ist oder in dem unbewegliches 
Vermögen des Schuldners belegen ist, gesetzlich vorgeschrieben, dass 
die Informationen nach Artikel 28 über die Eröffnung eines Insolvenz­
verfahrens im Grundbuch, Handelsregister oder einem sonstigen öffent­
lichen Register einzutragen sind, stellt der Verwalter oder der Schuldner 
in Eigenverwaltung die Eintragung im Register durch alle dazu erfor­
derlichen Maßnahmen sicher. 

(2) Der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung kann diese 
Eintragung in jedem anderen Mitgliedstaat beantragen, sofern das Recht 
des Mitgliedstaats, in dem das Register geführt wird, eine solche Ein­
tragung zulässt. 

Artikel 30 

Kosten 

Die Kosten der öffentlichen Bekanntmachung nach Artikel 28 und der 
Eintragung nach Artikel 29 gelten als Kosten und Aufwendungen des 
Verfahrens. 
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Artikel 31 

Leistung an den Schuldner 

(1) Wer in einem Mitgliedstaat an einen Schuldner leistet, über des­
sen Vermögen in einem anderen Mitgliedstaat ein Insolvenzverfahren 
eröffnet worden ist, obwohl er an den Verwalter des Insolvenzverfah­
rens hätte leisten müssen, wird befreit, wenn ihm die Eröffnung des 
Verfahrens nicht bekannt war. 

(2) Erfolgt die Leistung vor der öffentlichen Bekanntmachung nach 
Artikel 28, so wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass dem 
Leistenden die Eröffnung nicht bekannt war. Erfolgt die Leistung nach 
der Bekanntmachung gemäß Artikel 28, so wird bis zum Beweis des 
Gegenteils vermutet, dass dem Leistenden die Eröffnung bekannt war. 

Artikel 32 

Anerkennung und Vollstreckbarkeit sonstiger Entscheidungen 

(1) Die zur Durchführung und Beendigung eines Insolvenzverfahrens 
ergangenen Entscheidungen eines Gerichts, dessen Eröffnungsentschei­
dung nach Artikel 19 anerkannt wird, sowie ein von diesem Gericht 
bestätigter Vergleich werden ebenfalls ohne weitere Förmlichkeiten an­
erkannt. Diese Entscheidungen werden nach den Artikeln 39 bis 44 und 
47 bis 57 der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 vollstreckt. 

Unterabsatz 1 gilt auch für Entscheidungen, die unmittelbar aufgrund 
des Insolvenzverfahrens ergehen und in engem Zusammenhang damit 
stehen, auch wenn diese Entscheidungen von einem anderen Gericht 
erlassen werden. 

Unterabsatz 1 gilt auch für Entscheidungen über Sicherungsmaßnahmen, 
die nach dem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder in 
Verbindung damit getroffen werden. 

(2) Die Anerkennung und Vollstreckung anderer als der in Absatz 1 
dieses Artikels genannten Entscheidungen unterliegen der Verordnung 
(EU) Nr. 1215/2012, sofern jene Verordnung anwendbar ist. 

Artikel 33 

Öffentliche Ordnung 

Jeder Mitgliedstaat kann sich weigern, ein in einem anderen Mitglied­
staat eröffnetes Insolvenzverfahren anzuerkennen oder eine in einem 
solchen Verfahren ergangene Entscheidung zu vollstrecken, soweit diese 
Anerkennung oder Vollstreckung zu einem Ergebnis führt, das offen­
sichtlich mit seiner öffentlichen Ordnung, insbesondere mit den Grund­
prinzipien oder den verfassungsmäßig garantierten Rechten und Freihei­
ten des Einzelnen, unvereinbar ist. 
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KAPITEL III 

SEKUNDÄRINSOLVENZVERFAHR EN 

Artikel 34 

Verfahrenseröffnung 

Ist durch ein Gericht eines Mitgliedstaats ein Hauptinsolvenzverfahren 
eröffnet worden, das in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt worden 
ist, kann ein nach Artikel 3 Absatz 2 zuständiges Gericht dieses anderen 
Mitgliedstaats nach Maßgabe der Vorschriften dieses Kapitels ein Se­
kundärinsolvenzverfahren eröffnen. War es für das Hauptinsolvenzver­
fahren erforderlich, dass der Schuldner insolvent ist, so wird die Insol­
venz des Schuldners in dem Mitgliedstaat, in dem ein Sekundärinsol­
venzverfahren eröffnet werden kann, nicht erneut geprüft. Die Wirkun­
gen des Sekundärinsolvenzverfahrens sind auf das Vermögen des 
Schuldners beschränkt, das im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats belegen 
ist, in dem dieses Verfahren eröffnet wurde. 

Artikel 35 

Anwendbares Recht 

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, finden auf das Se­
kundärinsolvenzverfahren die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats An­
wendung, in dessen Hoheitsgebiet das Sekundärinsolvenzverfahren er­
öffnet worden ist. 

Artikel 36 

Recht, zur Vermeidung eines Sekundärinsolvenzverfahrens eine 
Zusicherung zu geben 

(1) Um die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens zu vermei­
den, kann der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens in Bezug auf das 
Vermögen, das in dem Mitgliedstaat, in dem ein Sekundärinsolvenzver­
fahren eröffnet werden könnte, belegen ist, eine einseitige Zusicherung 
(im Folgenden „Zusicherung“) des Inhalts geben, dass er bei der Ver­
teilung dieses Vermögens oder des bei seiner Verwertung erzielten Er­
löses die Verteilungs- und Vorzugsrechte nach nationalem Recht wahrt, 
die Gläubiger hätten, wenn ein Sekundärinsolvenzverfahren in diesem 
Mitgliedstaat eröffnet worden wäre. Die Zusicherung nennt die ihr zu­
grunde liegenden tatsächlichen Annahmen, insbesondere in Bezug auf 
den Wert der in dem betreffenden Mitgliedstaat belegenen Gegenstände 
der Masse und die Möglichkeiten ihrer Verwertung. 

(2) Wurde eine Zusicherung im Einklang mit diesem Artikel gege­
ben, so gilt für die Verteilung des Erlöses aus der Verwertung von 
Gegenständen der Masse nach Absatz 1, für den Rang der Forderungen 
und für die Rechte der Gläubiger in Bezug auf Gegenstände der Masse 
nach Absatz 1 das Recht des Mitgliedstaats, in dem das Sekundärinsol­
venzverfahren hätte eröffnet werden können. Maßgebender Zeitpunkt 
für die Feststellung, welche Gegenstände nach Absatz 1 betroffen sind, 
ist der Zeitpunkt der Abgabe der Zusicherung. 

(3) Die Zusicherung erfolgt in der Amtssprache oder einer der Amts­
sprachen des Mitgliedstaats, in dem ein Sekundärinsolvenzverfahren 
hätte eröffnet werden können, oder — falls es in dem betreffenden 
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Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — in der Amtssprache oder 
einer Amtssprache des Ortes, an dem das Sekundärinsolvenzverfahren 
hätte eröffnet werden können. 

(4) Die Zusicherung erfolgt in schriftlicher Form. Sie unterliegt den 
gegebenenfalls im Staat der Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens 
geltenden Formerfordernissen und Zustimmungserfordernissen hinsicht­
lich der Verteilung. 

(5) Die Zusicherung muss von den bekannten lokalen Gläubigern 
gebilligt werden. Die Regeln über die qualifizierte Mehrheit und über 
die Abstimmung, die für die Annahme von Sanierungsplänen gemäß 
dem Recht des Mitgliedstaats, in dem ein Sekundärinsolvenzverfahren 
hätte eröffnet werden können, gelten, gelten auch für die Billigung der 
Zusicherung. Die Gläubiger können über Fernkommunikationsmittel an 
der Abstimmung teilzunehmen, sofern das nationale Recht dies gestattet. 
Der Verwalter unterrichtet die bekannten lokalen Gläubiger über die 
Zusicherung, die Regeln und Verfahren für deren Billigung sowie die 
Billigung oder deren Ablehnung. 

(6) Eine gemäß diesem Artikel gegebene und gebilligte Zusicherung 
ist für die Insolvenzmasse verbindlich. Wird ein Sekundärinsolvenzver­
fahren gemäß den Artikeln 37 und 38 eröffnet, so gibt der Verwalter des 
Hauptinsolvenzverfahrens Gegenstände der Masse, die er nach Abgabe 
der Zusicherung aus dem Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats entfernt 
hat, oder — falls diese bereits verwertet wurden — ihren Erlös an 
den Verwalter des Sekundärinsolvenzverfahrens heraus. 

(7) Hat der Verwalter eine Zusicherung gegeben, so benachrichtigt er 
die lokalen Gläubiger, bevor er Massegegenstände und Erlöse im Sinne 
des Absatzes 1 verteilt, über die beabsichtigte Verteilung. Entspricht 
diese Benachrichtigung nicht dem Inhalt der Zusicherung oder dem 
geltendem Recht, so kann jeder lokale Gläubiger diese Verteilung vor 
einem Gericht des Mitgliedstaats anfechten, in dem das Hauptinsolvenz­
verfahren eröffnet wurde, um eine Verteilung gemäß dem Inhalt der 
Zusicherung und dem geltendem Recht zu erreichen. In diesen Fällen 
findet keine Verteilung statt, bis das Gericht über die Anfechtung ent­
schieden hat. 

(8) Lokale Gläubiger können die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem 
das Hauptinsolvenzverfahren eröffnet wurde, anrufen, um den Verwalter 
des Hauptinsolvenzverfahrens zu verpflichten, die Einhaltung des In­
halts der Zusicherung durch alle geeigneten Maßnahmen nach dem 
Recht des Staats, in dem das Hauptinsolvenzverfahren eröffnet wurde, 
sicherzustellen. 

(9) Lokale Gläubiger können auch die Gerichte des Mitgliedstaats, in 
dem ein Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet worden wäre, anrufen, 
damit das Gericht einstweilige Maßnahmen oder Sicherungsmaßnahmen 
trifft, um die Einhaltung des Inhalts der Zusicherung durch den Ver­
walter sicherzustellen. 
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(10) Der Verwalter haftet gegenüber den lokalen Gläubigern für je­
den Schaden infolge der Nichterfüllung seiner Pflichten und Auflagen 
im Sinne dieses Artikels. 

(11) Für die Zwecke dieses Artikels gilt eine Behörde, die in dem 
Mitgliedstaat, in dem ein Sekundärinsolvenzverfahren hätte eröffnet 
werden können, eingerichtet ist und die nach der Richtlinie 2008/94/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) verpflichtet ist, die Be­
friedigung nicht erfüllter Ansprüche von Arbeitnehmern aus Arbeitsver­
trägen oder Arbeitsverhältnissen zu garantieren, als lokaler Gläubiger, 
sofern dies im nationalen Recht geregelt ist. 

Artikel 37 

Recht auf Beantragung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 

(1) Die Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens kann beantragt 
werden von 

a) dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens, 

b) jeder anderen Person oder Behörde, die nach dem Recht des Mit­
gliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Eröffnung des Sekundärin­
solvenzverfahrens beantragt wird, dazu befugt ist. 

(2) Ist eine Zusicherung im Einklang mit Artikel 36 bindend gewor­
den, so ist der Antrag auf Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 
innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Mitteilung über die Billigung 
der Zusicherung zu stellen. 

Artikel 38 

Entscheidung zur Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens 

(1) Das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Sekundärinsolvenz­
verfahrens befasste Gericht unterrichtet den Verwalter oder den Schuld­
ner in Eigenverwaltung des Hauptinsolvenzverfahrens umgehend davon 
und gibt ihm Gelegenheit, sich zu dem Antrag zu äußern. 

(2) Hat der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens eine Zusiche­
rung gemäß Artikel 36 gegeben, so eröffnet das in Absatz 1 dieses 
Artikels genannte Gericht auf Antrag des Verwalters kein Sekundärin­
solvenzverfahren, wenn es der Überzeugung ist, dass die Zusicherung 
die allgemeinen Interessen der lokalen Gläubiger angemessen schützt. 
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(3) Wurde eine vorübergehende Aussetzung eines Einzelvollstre­
ckungsverfahrens gewährt, um Verhandlungen zwischen dem Schuldner 
und seinen Gläubigern zu ermöglichen, so kann das Gericht auf Antrag 
des Verwalters oder des Schuldners in Eigenverwaltung die Eröffnung 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens für einen Zeitraum von höchstens 
drei Monaten aussetzen, wenn geeignete Maßnahmen zum Schutz des 
Interesses der lokalen Gläubiger bestehen. 

Das in Absatz 1 genannte Gericht kann Sicherungsmaßnahmen zum 
Schutz des Interesses der lokalen Gläubiger anordnen, indem es dem 
Verwalter oder Schuldner in Eigenverwaltung untersagt, Gegenstände 
der Masse, die in dem Mitgliedstaat belegen sind, in dem sich seine 
Niederlassung befindet, zu entfernen oder zu veräußern, es sei denn, 
dies erfolgt im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs. Das Ge­
richt kann ferner andere Maßnahmen zum Schutz des Interesses der 
lokalen Gläubiger während einer Aussetzung anordnen, es sei denn, 
dies ist mit den nationalen Vorschriften über Zivilverfahren unvereinbar. 

Die Aussetzung der Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens wird 
vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag eines Gläubigers wider­
rufen, wenn während der Aussetzung im Zuge der Verhandlungen ge­
mäß Unterabsatz 1 eine Vereinbarung geschlossen wurde. 

Die Aussetzung kann vom Gericht von Amts wegen oder auf Antrag 
eines Gläubigers widerrufen werden, wenn die Fortdauer der Ausset­
zung für die Rechte des Gläubigers nachteilig ist, insbesondere wenn die 
Verhandlungen zum Erliegen gekommen sind oder wenn offensichtlich 
geworden ist, dass sie wahrscheinlich nicht abgeschlossen werden, oder 
wenn der Verwalter oder der Schuldner in Eigenverwaltung gegen das 
Verbot der Veräußerung von Gegenständen der Masse oder ihres Ent­
fernens aus dem Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, in dem sich seine 
Niederlassung befindet, verstoßen hat. 

(4) Auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens kann 
das Gericht nach Absatz 1 abweichend von der ursprünglich beantragten 
Art des Insolvenzverfahrens ein anderes in Anhang A aufgeführtes In­
solvenzverfahren eröffnen, sofern die Voraussetzungen für die Eröff­
nung dieses anderen Verfahrens nach nationalem Recht erfüllt sind 
und dieses Verfahren im Hinblick auf die Interessen der lokalen Gläu­
biger und die Kohärenz zwischen Haupt- und Sekundärinsolvenzverfah­
ren am geeignetsten ist. Artikel 34 Satz 2 findet Anwendung. 

Artikel 39 

Gerichtliche Nachprüfung der Entscheidung zur Eröffnung des 
Sekundärinsolvenzverfahrens 

Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens kann die Entscheidung zur 
Eröffnung eines Sekundärinsolvenzverfahrens bei dem Gericht des Mit­
gliedstaats, in dem das Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet wurde, mit 
der Begründung anfechten, dass das Gericht den Voraussetzungen und 
Anforderungen des Artikels 38 nicht entsprochen hat. 
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Artikel 40 

Kostenvorschuss 

Verlangt das Recht des Mitgliedstaats, in dem ein Sekundärinsolvenz­
verfahren beantragt wird, dass die Kosten des Verfahrens einschließlich 
der Auslagen ganz oder teilweise durch die Masse gedeckt sind, so kann 
das Gericht, bei dem ein solcher Antrag gestellt wird, vom Antragsteller 
einen Kostenvorschuss oder eine angemessene Sicherheitsleistung ver­
langen. 

Artikel 41 

Zusammenarbeit und Kommunikation der Verwalter 

(1) Der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und der oder die in 
Sekundärinsolvenzverfahren über das Vermögen desselben Schuldners 
bestellten Verwalter arbeiten soweit zusammen, wie eine solche Zusam­
menarbeit mit den für das jeweilige Verfahren geltenden Vorschriften 
vereinbar ist. Die Zusammenarbeit kann in beliebiger Form, einschließ­
lich durch den Abschluss von Vereinbarungen oder Verständigungen, 
erfolgen. 

(2) Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 obliegt 
es den Verwaltern, 

a) einander so bald wie möglich alle Informationen mitzuteilen, die für 
das jeweilige andere Verfahren von Bedeutung sein können, ins­
besondere den Stand der Anmeldung und Prüfung der Forderungen 
sowie alle Maßnahmen zur Rettung oder Sanierung des Schuldners 
oder zur Beendigung des Insolvenzverfahrens, vorausgesetzt, es be­
stehen geeignete Vorkehrungen zum Schutz vertraulicher Informatio­
nen; 

b) die Möglichkeit einer Sanierung des Schuldners zu prüfen und, falls 
eine solche Möglichkeit besteht, die Ausarbeitung und Umsetzung 
eines Sanierungsplans zu koordinieren; 

c) die Verwertung oder Verwendung der Insolvenzmasse und die Ver­
waltung der Geschäfte des Schuldners zu koordinieren; der Verwalter 
eines Sekundärinsolvenzverfahrens gibt dem Verwalter des Hauptin­
solvenzverfahrens frühzeitig Gelegenheit, Vorschläge für die Ver­
wertung oder Verwendung der Masse des Sekundärinsolvenzverfah­
rens zu unterbreiten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für Fälle, in denen der 
Schuldner im Haupt- oder Sekundärinsolvenzverfahren oder in einem 
der Partikularverfahren über das Vermögen desselben Schuldners, das 
zur gleichen Zeit eröffnet ist, die Verfügungsgewalt über sein Vermögen 
behält. 

Artikel 42 

Zusammenarbeit und Kommunikation der Gerichte 

(1) Um die Koordinierung von Hauptinsolvenzverfahren, Partikular­
verfahren und Sekundärinsolvenzverfahren über das Vermögen dessel­
ben Schuldners zu erleichtern, arbeitet ein Gericht, das mit einem An­
trag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens befasst ist oder das ein 
solches Verfahren eröffnet hat, mit jedem anderen Gericht, das mit 
einem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens befasst ist oder 
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das ein solches Verfahren eröffnet hat, zusammen, soweit diese Zusam­
menarbeit mit den für jedes dieser Verfahren geltenden Vorschriften 
vereinbar ist. Die Gerichte können hierzu bei Bedarf eine unabhängige 
Person oder Stelle bestellen bzw. bestimmen, die auf ihre Weisungen 
hin tätig wird, sofern dies mit den für sie geltenden Vorschriften ver­
einbar ist. 

(2) Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 können 
die Gerichte oder eine von ihnen bestellte bzw. bestimmte und in ihrem 
Auftrag tätige Person oder Stelle im Sinne des Absatzes 1 direkt mit­
einander kommunizieren oder einander direkt um Informationen und 
Unterstützung ersuchen, vorausgesetzt, bei dieser Kommunikation wer­
den die Verfahrensrechte der Verfahrensbeteiligten sowie die Vertrau­
lichkeit der Informationen gewahrt. 

(3) Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 kann auf jedem 
von dem Gericht als geeignet erachteten Weg erfolgen. Sie kann sich 
insbesondere beziehen auf 

a) die Koordinierung bei der Bestellung von Verwaltern, 

b) die Mitteilung von Informationen auf jedem von dem betreffenden 
Gericht als geeignet erachteten Weg, 

c) die Koordinierung der Verwaltung und Überwachung des Ver­
mögens und der Geschäfte des Schuldners, 

d) die Koordinierung der Verhandlungen, 

e) soweit erforderlich die Koordinierung der Zustimmung zu einer Ver­
ständigung der Verwalter. 

Artikel 43 

Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Verwaltern und 
Gerichten 

(1) Um die Koordinierung von Hauptinsolvenzverfahren, Partikular­
verfahren und Sekundärinsolvenzverfahren über das Vermögen dessel­
ben Schuldners zu erleichtern, 

a) arbeitet der Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens mit jedem Ge­
richt, das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Sekundärinsolvenz­
verfahrens befasst ist oder das ein solches Verfahren eröffnet hat, 
zusammen und kommuniziert mit diesem, 

b) arbeitet der Verwalter eines Partikularverfahrens oder Sekundärinsol­
venzverfahrens mit dem Gericht, das mit einem Antrag auf Eröff­
nung des Hauptinsolvenzverfahrens befasst ist oder das ein solches 
Verfahren eröffnet hat, zusammen und kommuniziert mit diesem, 
und 

c) arbeitet der Verwalter eines Partikularverfahrens oder Sekundärinsol­
venzverfahrens mit dem Gericht, das mit einem Antrag auf Eröff­
nung eines anderen Partikularverfahrens oder Sekundärinsolvenzver­
fahrens befasst ist oder das ein solches Verfahren eröffnet hat, zu­
sammen und kommuniziert mit diesem, 
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soweit diese Zusammenarbeit und Kommunikation mit den für die ein­
zelnen Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar sind und keine Inte­
ressenkonflikte nach sich ziehen. 

(2) Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 kann auf jedem 
geeigneten Weg, wie etwa in Artikel 42 Absatz 3 bestimmt, erfolgen. 

Artikel 44 

Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation 

Die Anforderungen nach Artikel 42 und 43 dürfen nicht zur Folge 
haben, dass Gerichte einander die Kosten der Zusammenarbeit und 
Kommunikation in Rechnung stellen. 

Artikel 45 

Ausübung von Gläubigerrechten 

(1) Jeder Gläubiger kann seine Forderung im Hauptinsolvenzverfah­
ren und in jedem Sekundärinsolvenzverfahren anmelden. 

(2) Die Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens und der Sekundärin­
solvenzverfahren melden in den anderen Verfahren die Forderungen an, 
die in dem Verfahren, für das sie bestellt sind, bereits angemeldet 
worden sind, soweit dies für die Gläubiger des letztgenannten Verfah­
rens zweckmäßig ist und vorbehaltlich des Rechts dieser Gläubiger, eine 
solche Anmeldung abzulehnen oder die Anmeldung ihrer Ansprüche 
zurückzunehmen, sofern das anwendbare Recht dies vorsieht. 

(3) Der Verwalter eines Haupt- oder eines Sekundärinsolvenzverfah­
rens ist berechtigt, wie ein Gläubiger an einem anderen Insolvenzver­
fahren mitzuwirken, insbesondere indem er an einer Gläubigerversamm­
lung teilnimmt. 

Artikel 46 

Aussetzung der Verwertung der Masse 

(1) Das Gericht, welches das Sekundärinsolvenzverfahren eröffnet 
hat, setzt auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens die 
Verwertung der Masse ganz oder teilweise aus. In diesem Fall kann das 
Gericht jedoch vom Verwalter des Hauptinsolvenzverfahrens verlangen, 
alle angemessenen Maßnahmen zum Schutz der Interessen der Gläubi­
ger des Sekundärinsolvenzverfahrens sowie einzelner Gruppen von 
Gläubigern zu ergreifen. Der Antrag des Verwalters des Hauptinsol­
venzverfahrens kann nur abgelehnt werden, wenn die Aussetzung of­
fensichtlich für die Gläubiger des Hauptinsolvenzverfahrens nicht von 
Interesse ist. Die Aussetzung der Verwertung der Masse kann für höchs­
tens drei Monate angeordnet werden. Sie kann für jeweils denselben 
Zeitraum verlängert oder erneuert werden. 

(2) Das Gericht nach Absatz 1 hebt die Aussetzung der Verwertung 
der Masse in folgenden Fällen auf: 

a) auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens, 
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b) von Amts wegen, auf Antrag eines Gläubigers oder auf Antrag des 
Verwalters des Sekundärinsolvenzverfahrens, wenn sich herausstellt, 
dass diese Maßnahme insbesondere nicht mehr mit dem Interesse der 
Gläubiger des Haupt- oder des Sekundärinsolvenzverfahrens zu 
rechtfertigen ist. 

Artikel 47 

Recht des Verwalters, Sanierungspläne vorzuschlagen 

(1) Kann nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Sekundä­
rinsolvenzverfahren eröffnet worden ist, ein solches Verfahren ohne 
Liquidation durch einen Sanierungsplan, einen Vergleich oder eine an­
dere vergleichbare Maßnahme beendet werden, so hat der Verwalter des 
Hauptinsolvenzverfahrens das Recht, eine solche Maßnahme im Ein­
klang mit dem Verfahren des betreffenden Mitgliedstaats vorzuschlagen. 

(2) Jede Beschränkung der Rechte der Gläubiger, wie zum Beispiel 
eine Stundung oder eine Schuldbefreiung, die sich aus einer im Sekun­
därinsolvenzverfahren vorgeschlagenen Maßnahme im Sinne des Absat­
zes 1 ergibt, darf ohne Zustimmung aller von ihr betroffenen Gläubiger 
keine Auswirkungen auf das nicht von diesem Verfahren erfasste Ver­
mögen des Schuldners haben. 

Artikel 48 

Auswirkungen der Beendigung eines Insolvenzverfahrens 

(1) Unbeschadet des Artikels 49 steht die Beendigung eines Insol­
venzverfahrens der Fortführung eines zu diesem Zeitpunkt noch anhän­
gigen anderen Insolvenzverfahrens über das Vermögen desselben 
Schuldners nicht entgegen. 

(2) Hätte ein Insolvenzverfahren über das Vermögen einer juristi­
schen Person oder einer Gesellschaft in dem Mitgliedstaat, in dem diese 
Person oder Gesellschaft ihren Sitz hat, deren Auflösung zur Folge, so 
besteht die betreffende juristische Person oder Gesellschaft so lange fort, 
bis jedes andere Insolvenzverfahren über das Vermögen desselben 
Schuldners beendet ist oder von dem Verwalter in diesem bzw. den 
Verwaltern in diesen anderen Verfahren der Auflösung zugestimmt wur­
de. 

Artikel 49 

Überschuss im Sekundärinsolvenzverfahren 

Können bei der Verwertung der Masse des Sekundärinsolvenzverfahrens 
alle in diesem Verfahren festgestellten Forderungen befriedigt werden, 
so übergibt der in diesem Verfahren bestellte Verwalter den verbleiben­
den Überschuss unverzüglich dem Verwalter des Hauptinsolvenzverfah­
rens. 

Artikel 50 

Nachträgliche Eröffnung des Hauptinsolvenzverfahrens 

Wird ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 1 eröffnet, nachdem in einem 
anderen Mitgliedstaat ein Verfahren nach Artikel 3 Absatz 2 eröffnet 
worden ist, so gelten die Artikel 41, 45, 46, 47 und 49 für das zuerst 
eröffnete Insolvenzverfahren, soweit dies nach dem Stand dieses Ver­
fahrens möglich ist. 
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Artikel 51 

Umwandlung von Sekundärinsolvenzverfahren 

(1) Auf Antrag des Verwalters des Hauptinsolvenzverfahrens kann 
das Gericht eines Mitgliedstaats, bei dem ein Sekundärinsolvenzverfah­
ren eröffnet worden ist, die Umwandlung des Sekundärinsolvenzverfah­
rens in ein anderes der in Anhang A aufgeführten Insolvenzverfahren 
anordnen, sofern die Voraussetzungen nach nationalem Recht für die 
Eröffnung dieses anderen Verfahrens erfüllt sind und dieses Verfahren 
im Hinblick auf die Interessen der lokalen Gläubiger und die Kohärenz 
zwischen Haupt- und Sekundärinsolvenzverfahren am geeignetsten ist. 

(2) Bei der Prüfung des Antrags nach Absatz 1 kann das Gericht 
Informationen von den Verwaltern beider Verfahren anfordern. 

Artikel 52 

Sicherungsmaßnahmen 

Bestellt das nach Artikel 3 Absatz 1 zuständige Gericht eines Mitglied­
staats zur Sicherung des Schuldnervermögens einen vorläufigen Ver­
walter, so ist dieser berechtigt, zur Sicherung und Erhaltung des Schuld­
nervermögens, das sich in einem anderen Mitgliedstaat befindet, jede 
Maßnahme zu beantragen, die nach dem Recht dieses Mitgliedstaats für 
die Zeit zwischen dem Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
und dessen Eröffnung vorgesehen ist. 

KAPITEL IV 

UNTERRICHTUNG DER GLÄUBIGER UND ANMELDUNG IHRER 
FORDERUNGEN 

Artikel 53 

Recht auf Forderungsanmeldung 

Jeder ausländische Gläubiger kann sich zur Anmeldung seiner Forde­
rungen in dem Insolvenzverfahren aller Kommunikationsmittel bedie­
nen, die nach dem Recht des Staats der Verfahrenseröffnung zulässig 
sind. Allein für die Anmeldung einer Forderung ist die Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt oder sonstigen Rechtsbeistand nicht zwingend. 

Artikel 54 

Pflicht zur Unterrichtung der Gläubiger 

(1) Sobald in einem Mitgliedstaat ein Insolvenzverfahren eröffnet 
wird, unterrichtet das zuständige Gericht dieses Staates oder der von 
diesem Gericht bestellte Verwalter unverzüglich alle bekannten auslän­
dischen Gläubiger. 

(2) Die Unterrichtung nach Absatz 1 erfolgt durch individuelle Über­
sendung eines Vermerks und gibt insbesondere an, welche Fristen ein­
zuhalten sind, welches die Versäumnisfolgen sind, welche Stelle für die 
Entgegennahme der Anmeldungen zuständig ist und welche weiteren 
Maßnahmen vorgeschrieben sind. In dem Vermerk ist auch anzugeben, 
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ob die bevorrechtigten oder dinglich gesicherten Gläubiger ihre Forde­
rungen anmelden müssen. Dem Vermerk ist des Weiteren eine Kopie 
des Standardformulars für die Anmeldung von Forderungen gemäß Ar­
tikel 55 beizufügen oder es ist anzugeben, wo dieses Formular erhältlich 
ist. 

(3) Die Unterrichtung nach den Absätzen 1 und 2 dieses Artikels 
erfolgt mithilfe eines Standardmitteilungsformulars, das gemäß Arti­
kel 88 festgelegt wird. Das Formular wird im Europäischen Justizportal 
veröffentlicht und trägt die Überschrift „Mitteilung über ein Insolvenz­
verfahren“ in sämtlichen Amtssprachen der Organe der Union. Es wird 
in der Amtssprache des Staates der Verfahrenseröffnung oder — falls es 
in dem betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — in der 
Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Ortes, an dem das Insol­
venzverfahren eröffnet wurde, oder in einer anderen Sprache übermittelt, 
die dieser Staat gemäß Artikel 55 Absatz 5 zugelassen hat, wenn an­
zunehmen ist, dass diese Sprache für ausländische Gläubiger leichter zu 
verstehen ist. 

(4) Bei Insolvenzverfahren bezüglich einer natürlichen Person, die 
keine selbständige gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit ausübt, ist 
die Verwendung des in diesem Artikel genannten Standardformulars 
nicht vorgeschrieben, sofern die Gläubiger nicht verpflichtet sind, ihre 
Forderungen anzumelden, damit diese im Verfahren berücksichtigt wer­
den. 

Artikel 55 

Verfahren für die Forderungsanmeldung 

(1) Ausländische Gläubiger können ihre Forderungen mithilfe des 
Standardformulars anmelden, das gemäß Artikel 88 festgelegt wird. 
Das Formular trägt die Überschrift „Forderungsanmeldung“ in sämtli­
chen Amtssprachen der Organe der Union. 

(2) Das Standardformular für die Forderungsanmeldung nach Ab­
satz 1 enthält die folgenden Angaben: 

a) Name, Postanschrift, E-Mail-Adresse sofern vorhanden, persönliche 
Kennnummer sofern vorhanden sowie Bankverbindung des auslän­
dischen Gläubigers nach Absatz 1, 

b) Forderungsbetrag unter Angabe der Hauptforderung und gegebenen­
falls der Zinsen sowie Entstehungszeitpunkt der Forderung und — 
sofern davon abweichend — Fälligkeitsdatum, 

c) umfasst die Forderung auch Zinsen, den Zinssatz unter Angabe, ob 
es sich um einen gesetzlichen oder vertraglich vereinbarten Zinssatz 
handelt, sowie den Zeitraum, für den die Zinsen gefordert werden, 
und den Betrag der kapitalisierten Zinsen, 

d) falls Kosten für die Geltendmachung der Forderung vor Eröffnung 
des Verfahrens gefordert werden, Betrag und Aufschlüsselung dieser 
Kosten, 

e) Art der Forderung, 
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f) ob ein Status als bevorrechtigter Gläubiger beansprucht wird und die 
Grundlage für einen solchen Anspruch, 

g) ob für die Forderung eine dingliche Sicherheit oder ein Eigentums­
vorbehalt geltend gemacht wird und wenn ja, welche Vermögens­
werte Gegenstand der Sicherheit sind, Zeitpunkt der Überlassung der 
Sicherheit und Registernummer, wenn die Sicherheit in ein Register 
eingetragen wurde, und 

h) ob eine Aufrechnung beansprucht wird und wenn ja, die Beträge der 
zum Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens bestehenden 
gegenseitigen Forderungen, den Zeitpunkt ihres Entstehens und den 
geforderten Saldo nach Aufrechnung. 

Der Forderungsanmeldung sind etwaige Belege in Kopie beizufügen. 

(3) Das Standardformular für die Forderungsanmeldung enthält den 
Hinweis, dass die Bankverbindung und die persönliche Kennnummer 
des Gläubigers nach Absatz 2 Buchstabe a nicht zwingend anzugeben 
sind. 

(4) Meldet ein Gläubiger seine Forderung auf anderem Wege als 
mithilfe des in Absatz 1 genannten Standardformulars an, so muss seine 
Anmeldung die in Absatz 2 genannten Angaben enthalten. 

(5) Forderungen können in einer Amtssprache der Organe der Union 
angemeldet werden. Das Gericht, der Verwalter oder der Schuldner in 
Eigenverwaltung können vom Gläubiger eine Übersetzung in die Amts­
sprache des Staats der Verfahrenseröffnung oder — falls es in dem 
betreffenden Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen gibt — in die Amts­
sprache oder in eine der Amtssprachen des Ortes, an dem das Insolvenz­
verfahren eröffnet wurde, oder in eine andere Sprache, die dieser Mit­
gliedstaat zugelassen hat, verlangen. Jeder Mitgliedstaat gibt an, ob er 
neben seiner oder seinen eigenen Amtssprachen andere Amtssprachen 
der Organe der Union für eine Forderungsanmeldung zulässt. 

(6) Forderungen sind innerhalb der im Recht des Staats der Verfah­
renseröffnung festgelegten Frist anzumelden. Bei ausländischen Gläubi­
gern beträgt diese Frist mindestens 30 Tage nach Bekanntmachung der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens im Insolvenzregister des Staats der 
Verfahrenseröffnung. Stützt sich ein Mitgliedstaat auf Artikel 24 Ab­
satz 4, so beträgt diese Frist mindestens 30 Tage ab Unterrichtung eines 
Gläubigers gemäß Artikel 54. 

(7) Hat das Gericht, der Verwalter oder der Schuldner in Eigenver­
waltung Zweifel an einer nach Maßgabe dieses Artikels angemeldeten 
Forderung, so gibt er dem Gläubiger Gelegenheit, zusätzliche Belege für 
das Bestehen und die Höhe der Forderung vorzulegen. 
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KAPITEL V 

INSOLVENZVERFAHREN ÜBER DAS VERMÖGEN VON MITGLIE­
DERN EINER UNTERNEHMENSGRUPPE 

ABSCHNITT 1 

Zusammenarbeit und Kommunikation 

Artikel 56 

Zusammenarbeit und Kommunikation der Verwalter 

(1) Bei Insolvenzverfahren über das Vermögen von zwei oder mehr 
Mitgliedern derselben Unternehmensgruppe arbeiten die Verwalter die­
ser Verfahren zusammen, soweit diese Zusammenarbeit die wirksame 
Abwicklung der Verfahren erleichtern kann, mit den für die einzelnen 
Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist und keine Interessenkon­
flikte nach sich zieht. Diese Zusammenarbeit kann in beliebiger Form, 
einschließlich durch den Abschluss von Vereinbarungen oder Verstän­
digungen, erfolgen. 

(2) Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 obliegt 
es den Verwaltern, 

a) einander so bald wie möglich alle Informationen mitzuteilen, die für 
das jeweilige andere Verfahren von Bedeutung sein können, voraus­
gesetzt, es bestehen geeignete Vorkehrungen zum Schutz vertrauli­
cher Informationen; 

b) zu prüfen, ob Möglichkeiten einer Koordinierung der Verwaltung 
und Überwachung der Geschäfte der Gruppenmitglieder, über deren 
Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, bestehen; falls 
eine solche Möglichkeit besteht, koordinieren sie die Verwaltung 
und Überwachung dieser Geschäfte; 

c) zu prüfen, ob Möglichkeiten einer Sanierung von Gruppenmitglie­
dern, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, 
bestehen und, falls eine solche Möglichkeit besteht, sich über den 
Vorschlag für einen koordinierten Sanierungsplan und dazu, wie er 
ausgehandelt werden soll, abzustimmen. 

Für die Zwecke der Buchstaben b und c können alle oder einige der in 
Absatz 1 genannten Verwalter vereinbaren, einem Verwalter aus ihrer 
Mitte zusätzliche Befugnisse zu übertragen, wenn eine solche Verein­
barung nach den für die jeweiligen Verfahren geltenden Vorschriften 
zulässig ist. Sie können ferner vereinbaren, bestimmte Aufgaben unter 
sich aufzuteilen, wenn eine solche Aufteilung nach den für die jeweili­
gen Verfahren geltenden Vorschriften zulässig ist. 

Artikel 57 

Zusammenarbeit und Kommunikation der Gerichte 

(1) Bei Insolvenzverfahren über das Vermögen von zwei oder mehr 
Mitgliedern derselben Unternehmensgruppe arbeitet ein Gericht, das ein 
solches Verfahren eröffnet hat, mit Gerichten, die mit einem Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines anderen 
Mitglieds derselben Unternehmensgruppe befasst sind oder die ein sol­
ches Verfahren eröffnet haben, zusammen, soweit diese Zusammen­
arbeit eine wirksame Verfahrensführung erleichtern kann, mit den für 
die einzelnen Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist und keine 
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Interessenkonflikte nach sich zieht. Die Gerichte können hierzu bei 
Bedarf eine unabhängige Person oder Stelle bestellen bzw. bestimmen, 
die auf ihre Weisungen hin tätig wird, sofern dies mit den für sie 
geltenden Vorschriften vereinbar ist. 

(2) Bei der Durchführung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 können 
die Gerichte oder eine von ihnen bestellte bzw. bestimmte und in ihrem 
Auftrag tätige Person oder Stelle im Sinne des Absatzes 1 direkt mit­
einander kommunizieren oder einander direkt um Informationen und 
Unterstützung ersuchen, vorausgesetzt, bei dieser Kommunikation wer­
den die Verfahrensrechte der Verfahrensbeteiligten sowie die Vertrau­
lichkeit der Informationen gewahrt. 

(3) Die Zusammenarbeit im Sinne des Absatzes 1 kann auf jedem 
von dem Gericht als geeignet erachteten Weg erfolgen. Sie kann ins­
besondere Folgendes betreffen: 

a) die Koordinierung bei der Bestellung von Verwaltern, 

b) die Mitteilung von Informationen auf jedem von dem betreffenden 
Gericht als geeignet erachteten Weg, 

c) die Koordinierung der Verwaltung und Überwachung der Insolvenz­
masse und Geschäfte der Mitglieder der Unternehmensgruppe, 

d) die Koordinierung der Verhandlungen, 

e) soweit erforderlich die Koordinierung der Zustimmung zu einer Ver­
ständigung der Verwalter. 

Artikel 58 

Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Verwaltern und 
Gerichten 

Ein Verwalter, der in einem Insolvenzverfahren über das Vermögen 
eines Mitglieds einer Unternehmensgruppe bestellt worden ist, 

a) arbeitet mit jedem Gericht, das mit einem Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen eines anderen Mit­
glieds derselben Unternehmensgruppe befasst ist oder das ein solches 
Verfahren eröffnet hat, zusammen und kommuniziert mit diesem und 

b) kann dieses Gericht um Informationen zum Verfahren über das Ver­
mögen des anderen Mitgliedes der Unternehmensgruppe oder um 
Unterstützung in dem Verfahren, für das er bestellt worden ist, er­
suchen, 

soweit eine solche Zusammenarbeit und Kommunikation die wirkungs­
volle Verfahrensführung erleichtern können, keine Interessenkonflikte 
nach sich ziehen und mit den für die Verfahren geltenden Vorschriften 
vereinbar sind. 
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Artikel 59 

Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation bei Verfahren 
über das Vermögen von Mitgliedern einer Unternehmensgruppe 

Die Kosten der Zusammenarbeit und Kommunikation nach den Arti­
keln 56 bis 60, die einem Verwalter oder einem Gericht entstehen, 
gelten als Kosten und Auslagen des Verfahrens, in dem sie angefallen 
sind. 

Artikel 60 

Rechte des Verwalters bei Verfahren über das Vermögen von 
Mitgliedern einer Unternehmensgruppe 

(1) Der Verwalter eines über das Vermögen eines Mitglieds einer 
Unternehmensgruppe eröffneten Insolvenzverfahrens kann, soweit dies 
eine effektive Verfahrensführung erleichtern kann, 

a) in jedem über das Vermögen eines anderen Mitglieds derselben Un­
ternehmensgruppe eröffneten Verfahren gehört werden, 

b) eine Aussetzung jeder Maßnahme im Zusammenhang mit der Ver­
wertung der Masse in jedem Verfahren über das Vermögen eines 
anderen Mitglieds derselben Unternehmensgruppe beantragen, sofern 

i) für alle oder einige Mitglieder der Unternehmensgruppe, über 
deren Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet worden ist, 
ein Sanierungsplan gemäß Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c vor­
geschlagen wurde und hinreichende Aussicht auf Erfolg hat; 

ii) die Aussetzung notwendig ist, um die ordnungsgemäße Durch­
führung des Sanierungsplans sicherzustellen; 

iii) der Sanierungsplan den Gläubigern des Verfahrens, für das die 
Aussetzung beantragt wird, zugute käme und 

iv) weder das Insolvenzverfahren, für das der Verwalter gemäß Ab­
satz 1 bestellt wurde, noch das Verfahren, für das die Ausset­
zung beantragt wird, einer Koordinierung gemäß Abschnitt 2 
dieses Kapitels unterliegt; 

c) die Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens gemäß Arti­
kel 61 beantragen. 

(2) Das Gericht, das das Verfahren nach Absatz 1 Buchstabe b er­
öffnet hat, setzt alle Maßnahmen im Zusammenhang mit der Verwer­
tung der Masse in dem Verfahren ganz oder teilweise aus, wenn es sich 
überzeugt hat, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 Buchstabe b 
erfüllt sind. 

Vor Anordnung der Aussetzung hört das Gericht den Verwalter des 
Insolvenzverfahrens, für das die Aussetzung beantragt wird. Die Aus­
setzung kann für jeden Zeitraum bis zu drei Monaten angeordnet wer­
den, den das Gericht für angemessen hält und der mit den für das 
Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist. 
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Das Gericht, das die Aussetzung anordnet, kann verlangen, dass der 
Verwalter nach Absatz 1 alle geeigneten Maßnahmen nach nationalem 
Recht zum Schutz der Interessen der Gläubiger des Verfahrens ergreift. 

Das Gericht kann die Dauer der Aussetzung um einen weiteren Zeit­
raum oder mehrere weitere Zeiträume verlängern, die es für angemessen 
hält und die mit den für das Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar 
sind, sofern die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffern ii bis iv genannten 
Voraussetzungen weiterhin erfüllt sind und die Gesamtdauer der Aus­
setzung (die anfängliche Dauer zuzüglich aller Verlängerungen) sechs 
Monate nicht überschreitet. 

ABSCHNITT 2 

Koordinierung 

U n t e r a b s c h n i t t 1 

V e r f a h r e n 

Artikel 61 

Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens 

(1) Ein Gruppen-Koordinationsverfahren kann von einem Verwalter, 
der in einem Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Mitglieds der 
Gruppe bestellt worden ist, bei jedem Gericht, das für das Insolvenz­
verfahren eines Mitglieds der Gruppe zuständig ist, beantragt werden. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 erfolgt gemäß dem für das Verfahren, 
in dem der Verwalter bestellt wurde, geltenden Recht. 

(3) Dem Antrag nach Absatz 1 ist Folgendes beizufügen: 

a) ein Vorschlag bezüglich der Person, die zum Gruppenkoordinator 
(im Folgenden: „Koordinator“) ernannt werden soll, Angaben zu 
ihrer Eignung nach Artikel 71, Angaben zu ihren Qualifikationen 
und ihre schriftliche Zustimmung zur Tätigkeit als Koordinator; 

b) eine Darlegung der vorgeschlagenen Gruppen-Koordination, ins­
besondere der Gründe, weshalb die Voraussetzungen nach Artikel 63 
Absatz 1 erfüllt sind; 

c) eine Liste der für die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter und 
gegebenenfalls die Gerichte und zuständigen Behörden, die in den 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Mitglieder der Gruppe 
betroffen sind; 

d) eine Darstellung der geschätzten Kosten der vorgeschlagenen Grup­
pen-Koordination und eine Schätzung des von jedem Mitglied der 
Gruppe zu tragenden Anteils dieser Kosten. 
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Artikel 62 

Prioritätsregel 

Unbeschadet des Artikels 66 gilt Folgendes: Wird die Eröffnung eines 
Gruppen-Koordinationsverfahrens bei Gerichten verschiedener Mitglied­
staaten beantragt, so erklären sich die später angerufenen Gerichte zu­
gunsten des zuerst angerufenen Gerichts für unzuständig. 

Artikel 63 

Mitteilung durch das befasste Gericht 

(1) Das mit einem Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koordinati­
onsverfahrens befasste Gericht unterrichtet so bald als möglich die für 
die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter, die im Antrag gemäß 
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c angegeben sind, über den Antrag auf 
Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfahrens und den vorgeschla­
genen Koordinator, wenn es davon überzeugt ist, dass 

a) die Eröffnung eines solchen Verfahrens die effektive Führung der 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der verschiedenen Mitglieder 
der Gruppe erleichtern kann, 

b) nicht zu erwarten ist, dass ein Gläubiger eines Mitglieds der Gruppe, 
das voraussichtlich am Verfahren teilnehmen wird, durch die Ein­
beziehung dieses Mitglieds in das Verfahren finanziell benachteiligt 
wird, und 

c) der vorgeschlagene Koordinator die Anforderungen gemäß Artikel 71 
erfüllt. 

(2) In der Mitteilung nach Absatz 1 dieses Artikels sind die in Ar­
tikel 61 Absatz 3 Buchstaben a bis d genannten Bestandteile des An­
trags aufzulisten. 

(3) Die Mitteilung nach Absatz 1 ist eingeschrieben mit Rückschein 
aufzugeben. 

(4) Das befasste Gericht gibt den beteiligten Verwaltern die Gelegen­
heit, sich zu äußern. 

Artikel 64 

Einwände von Verwaltern 

(1) Ein für ein Mitglied einer Gruppe bestellter Verwalter kann Ein­
wände erheben gegen 

a) die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens, für das er bestellt wurde, 
in ein Gruppen-Koordinationsverfahren oder 

b) die als Koordinator vorgeschlagene Person. 
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(2) Einwände nach Absatz 1 dieses Artikels sind innerhalb von 30 Ta­
gen nach Eingang der Mitteilung über den Antrag auf Eröffnung eines 
Gruppen-Koordinationsverfahrens durch den Verwalter gemäß Absatz 1 
dieses Artikels bei dem Gericht nach Artikel 63 zu erheben. 

Der Einwand kann mittels des nach Artikel 88 eingeführten Standard­
formulars erhoben werden. 

(3) Vor der Entscheidung über eine Teilnahme bzw. Nichtteilnahme 
an der Koordination gemäß Absatz 1 Buchstabe a hat ein Verwalter die 
Genehmigungen, die gegebenenfalls nach dem Recht des Staats der 
Verfahrenseröffnung, für das er bestellt wurde, erforderlich sind, zu 
erwirken. 

Artikel 65 

Folgen eines Einwands gegen die Einbeziehung in ein Gruppen- 
Koordinationsverfahren 

(1) Hat ein Verwalter gegen die Einbeziehung des Verfahrens, für 
das er bestellt wurde, in ein Gruppen-Koordinationsverfahren Einwand 
erhoben, so wird dieses Verfahren nicht in das Gruppen-Koordinations­
verfahren einbezogen. 

(2) Die Befugnisse des Gerichts gemäß Artikel 68 oder des Koor­
dinators, die sich aus diesem Verfahren ergeben, haben keine Wirkung 
hinsichtlich des betreffenden Mitglieds und ziehen keine Kosten für 
dieses Mitglied nach sich. 

Artikel 66 

Wahl des Gerichts für ein Gruppen-Koordinationsverfahren 

(1) Sind sich mindestens zwei Drittel aller Verwalter, die für Insol­
venzverfahren über das Vermögen der Mitglieder der Gruppe bestellt 
wurden, darüber einig, dass ein zuständiges Gericht eines anderen Mit­
gliedstaats am besten für die Eröffnung eines Gruppen-Koordinations­
verfahrens geeignet ist, so ist dieses Gericht ausschließlich zuständig. 

(2) Die Wahl des Gerichts erfolgt als gemeinsame Vereinbarung in 
Schriftform oder wird schriftlich festgehalten. Sie kann bis zum Zeit­
punkt der Eröffnung des Gruppen-Koordinationsverfahrens gemäß Ar­
tikel 68 erfolgen. 

(3) Jedes andere als das gemäß Absatz 1 befasste Gericht erklärt sich 
zugunsten dieses Gerichts für unzuständig. 

(4) Der Antrag auf Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfah­
rens wird bei dem vereinbarten Gericht gemäß Artikel 61 eingereicht. 

Artikel 67 

Folgen von Einwänden gegen den vorgeschlagenen Koordinator 

Werden gegen die als Koordinator vorgeschlagene Person Einwände 
von einem Verwalter vorgebracht, der nicht gleichzeitig Einwände ge­
gen die Einbeziehung des Mitglieds, für das er bestellt wurde, in das 
Gruppen-Koordinationsverfahren erhebt, kann das Gericht davon abse­
hen, diese Person zu bestellen und den Einwände erhebenden Verwalter 
auffordern, einen den Anforderungen nach Artikel 61 Absatz 3 entspre­
chenden neuen Antrag einzureichen. 
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Artikel 68 

Entscheidung zur Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfah­
rens 

(1) Nach Ablauf der in Artikel 64 Absatz 2 genannten Frist kann das 
Gericht ein Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnen, sofern es davon 
überzeugt ist, dass die Voraussetzungen nach Artikel 63 Absatz 1 erfüllt 
sind. In diesem Fall hat das Gericht: 

a) einen Koordinator zu bestellen, 

b) über den Entwurf der Koordination zu entscheiden und 

c) über die Kostenschätzung und den Anteil, der von den Mitgliedern 
der Gruppe zu tragen ist, zu entscheiden. 

(2) Die Entscheidung zur Eröffnung eines Gruppen-Koordinations­
verfahrens wird den beteiligten Verwaltern und dem Koordinator mit­
geteilt. 

Artikel 69 

Nachträgliches Opt-in durch Verwalter 

(1) Im Einklang mit dem dafür geltenden nationalen Recht kann 
jeder Verwalter im Anschluss an die Entscheidung des Gerichts nach 
Artikel 68 die Einbeziehung des Verfahrens, für das er bestellt wurde, 
beantragen, wenn 

a) ein Einwand gegen die Einbeziehung des Insolvenzverfahrens in das 
Gruppen-Koordinationsverfahren erhoben wurde oder 

b) ein Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Mitglieds der 
Gruppe eröffnet wurde, nachdem das Gericht ein Gruppen-Koordina­
tionsverfahren eröffnet hat. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 4 kann der Koordinator einem solchen 
Antrag nach Anhörung der beteiligten Verwalter entsprechen, wenn 

a) er davon überzeugt ist, dass unter Berücksichtigung des Stands, den 
das Gruppen-Koordinationsverfahren zum Zeitpunkt des Antrags er­
reicht hat, die Voraussetzungen gemäß Artikel 63 Absatz 1 Buch­
staben a und b erfüllt sind, oder 

b) alle beteiligten Verwalter gemäß den Bestimmungen ihres nationalen 
Rechts zustimmen. 

(3) Der Koordinator unterrichtet das Gericht und die am Verfahren 
teilnehmenden Verwalter über seine Entscheidung gemäß Absatz 2 und 
über die Gründe, auf denen sie beruht. 

(4) Jeder beteiligte Verwalter und jeder Verwalter, dessen Antrag auf 
Einbeziehung in das Gruppen-Koordinationsverfahren abgelehnt wurde, 
kann die in Absatz 2 genannte Entscheidung gemäß dem Verfahren 
anfechten, das nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem das Grup­
pen-Koordinationsverfahren eröffnet wurde, bestimmt ist. 
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Artikel 70 

Empfehlungen und Gruppen-Koordinationsplan 

(1) Bei der Durchführung ihrer Insolvenzverfahren berücksichtigen 
die Verwalter die Empfehlungen des Koordinators und den Inhalt des 
in Artikel 72 Absatz 1 genannten Gruppen-Koordinationsplans. 

(2) Ein Verwalter ist nicht verpflichtet, den Empfehlungen des Koor­
dinators oder dem Gruppen-Koordinationsplan ganz oder teilweise 
Folge zu leisten. 

Folgt er den Empfehlungen des Koordinators oder dem Gruppen-Koor­
dinationsplan nicht, so informiert er die Personen oder Stellen, denen er 
nach seinem nationalen Recht Bericht erstatten muss, und den Koor­
dinator über die Gründe dafür. 

U n t e r a b s c h n i t t 2 

A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n 

Artikel 71 

Der Koordinator 

(1) Der Koordinator muss eine Person sein, die nach dem Recht 
eines Mitgliedstaats geeignet ist, als Verwalter tätig zu werden. 

(2) Der Koordinator darf keiner der Verwalter sein, die für ein Mit­
glied der Gruppe bestellt sind, und es darf kein Interessenkonflikt hin­
sichtlich der Mitglieder der Gruppe, ihrer Gläubiger und der für die 
Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter vorliegen. 

Artikel 72 

Aufgaben und Rechte des Koordinators 

(1) Der Koordinator 

a) legt Empfehlungen für die koordinierte Durchführung der Insolvenz­
verfahren fest und stellt diese dar, 

b) schlägt einen Gruppen-Koordinationsplan vor, der einen umfassen­
den Katalog geeigneter Maßnahmen für einen integrierten Ansatz zur 
Bewältigung der Insolvenz der Gruppenmitglieder festlegt, beschreibt 
und empfiehlt. Der Plan kann insbesondere Vorschläge enthalten zu 

i) den Maßnahmen, die zur Wiederherstellung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und der Solvenz der Gruppe oder einzelner 
Mitglieder zu ergreifen sind, 

ii) der Beilegung gruppeninterner Streitigkeiten in Bezug auf grup­
peninterne Transaktionen und Anfechtungsklagen, 
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iii) Vereinbarungen zwischen den Verwaltern der insolventen Grup­
penmitglieder. 

(2) Der Koordinator hat zudem das Recht 

a) in jedem Insolvenzverfahren über das Vermögen eines Mitglieds der 
Unternehmensgruppe gehört zu werden und daran mitzuwirken, ins­
besondere durch Teilnahme an der Gläubigerversammlung, 

b) bei allen Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Verwaltern von 
Gruppenmitgliedern zu vermitteln, 

c) seinen Gruppen-Koordinationsplan den Personen oder Stellen vor­
zulegen und zu erläutern, denen er aufgrund der nationalen Rechts­
vorschriften seines Landes Bericht erstatten muss, 

d) von jedem Verwalter Informationen in Bezug auf jedes Gruppenmit­
glied anzufordern, wenn diese Informationen bei der Festlegung und 
Darstellung von Strategien und Maßnahmen zur Koordinierung der 
Verfahren von Nutzen sind oder sein könnten, und 

e) eine Aussetzung von Verfahren über das Vermögen jedes Mitglieds 
der Gruppe für bis zu sechs Monate zu beantragen, sofern die Aus­
setzung notwendig ist, um die ordnungsgemäße Durchführung des 
Plans sicherzustellen, und den Gläubigern des Verfahrens, für das die 
Aussetzung beantragt wird, zugute käme, oder die Aufhebung jeder 
bestehenden Aussetzung zu beantragen. Ein derartiger Antrag ist bei 
dem Gericht zu stellen, das das Verfahren eröffnet hat, für das die 
Aussetzung beantragt wird. 

(3) Der in Absatz 1 Buchstabe b genannte Plan darf keine Empfeh­
lungen zur Konsolidierung von Verfahren oder Insolvenzmassen umfas­
sen. 

(4) Die in diesem Artikel festgelegten Aufgaben und Rechte des 
Koordinators erstrecken sich nicht auf Mitglieder der Gruppe, die nicht 
am Gruppen-Koordinationsverfahren beteiligt sind. 

(5) Der Koordinator übt seine Pflichten unparteiisch und mit der 
gebotenen Sorgfalt aus. 

(6) Wenn nach Ansicht des Koordinators die Wahrnehmung seiner 
Aufgaben zu einer — im Vergleich zu der in Artikel 61 Absatz 3 
Buchstabe d genannten Kostenschätzung — erheblichen Kostensteige­
rung führen wird, und auf jeden Fall, wenn die Kosten die geschätzten 
Kosten um 10 % übersteigen, hat der Koordinator 

a) unverzüglich die beteiligten Verwalter zu informieren und 

b) die vorherige Zustimmung des Gerichts einzuholen, das das Grup­
pen-Koordinationsverfahren eröffnet hat. 
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Artikel 73 

Sprachen 

(1) Der Koordinator kommuniziert mit dem Verwalter eines beteilig­
ten Gruppenmitglieds in der mit dem Verwalter vereinbarten Sprache 
oder bei Fehlen einer entsprechenden Vereinbarung in der Amtssprache 
oder in einer der Amtssprachen der Organe der Union und des Gerichts, 
das das Verfahren für dieses Gruppenmitglied eröffnet hat. 

(2) Der Koordinator kommuniziert mit einem Gericht in der Amts­
sprache, die dieses Gericht verwendet. 

Artikel 74 

Zusammenarbeit zwischen den Verwaltern und dem Koordinator 

(1) Die für die Mitglieder der Gruppe bestellten Verwalter und der 
Koordinator arbeiten soweit zusammen, wie diese Zusammenarbeit mit 
den für das betreffende Verfahren geltenden Vorschriften vereinbar ist. 

(2) Insbesondere übermitteln die Verwalter jede Information, die für 
den Koordinator zur Wahrnehmung seiner Aufgaben von Belang ist. 

Artikel 75 

Abberufung des Koordinators 

Das Gericht ruft den Koordinator von Amts wegen oder auf Antrag des 
Verwalters eines beteiligten Gruppenmitglieds ab, wenn der Koordinator 

a) zum Schaden der Gläubiger eines beteiligten Gruppenmitglieds han­
delt oder 

b) nicht seinen Verpflichtungen nach diesem Kapitel nachkommt. 

Artikel 76 

Schuldner in Eigenverwaltung 

Die gemäß diesem Kapitel für den Verwalter geltenden Bestimmungen 
gelten soweit einschlägig entsprechend für den Schuldner in Eigenver­
waltung. 

Artikel 77 

Kosten und Kostenaufteilung 

(1) Die Vergütung des Koordinators muss angemessen und verhält­
nismäßig zu den wahrgenommenen Aufgaben sein sowie angemessene 
Aufwendungen berücksichtigen. 

(2) Nach Erfüllung seiner Aufgaben legt der Koordinator die End­
abrechnung der Kosten mit dem von jedem Mitglied zu tragenden An­
teil vor und übermittelt diese Abrechnung jedem beteiligten Verwalter 
und dem Gericht, das das Koordinationsverfahren eröffnet hat. 
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(3) Legt keiner der Verwalter innerhalb von 30 Tagen nach Eingang 
der in Absatz 2 genannten Abrechnung Widerspruch ein, gelten die 
Kosten und der von jedem Mitglied zu tragende Anteil als gebilligt. 
Die Abrechnung wird dem Gericht, das das Koordinationsverfahren 
eröffnet hat, zur Bestätigung vorgelegt. 

(4) Im Falle eines Widerspruchs entscheidet das Gericht, das das 
Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet hat, auf Antrag des Koordina­
tors oder eines beteiligten Verwalters über die Kosten und den von 
jedem Mitglied zu tragenden Anteil im Einklang mit den Kriterien 
gemäß Absatz 1 dieses Artikels und unter Berücksichtigung der Kos­
tenschätzung gemäß Artikel 68 Absatz 1 und gegebenenfalls Artikel 72 
Absatz 6. 

(5) Jeder beteiligte Verwalter kann die in Absatz 4 genannte Ent­
scheidung gemäß dem Verfahren anfechten, das nach dem Recht des 
Mitgliedstaats, in dem das Gruppen-Koordinationsverfahren eröffnet 
wurde, vorgesehen ist. 

KAPITEL VI 

DATENSCHUTZ 

Artikel 78 

Datenschutz 

(1) Sofern keine Verarbeitungsvorgänge im Sinne des Artikels 3 Ab­
satz 2 der Richtlinie 95/46/EG betroffen sind, finden die nationalen 
Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG auf die nach Maß­
gabe dieser Verordnung in den Mitgliedstaaten durchgeführte Verarbei­
tung personenbezogener Daten Anwendung. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 gilt für die Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten, die von der Kommission nach Maßgabe der 
vorliegenden Verordnung durchgeführt wird. 

Artikel 79 

Aufgaben der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten in nationalen Insolvenzregistern 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission im Hinblick auf seine 
Bekanntmachung im Europäischen Justizportal den Namen der natürli­
chen oder juristischen Person, Behörde, Einrichtung oder jeder anderen 
Stelle mit, die nach den nationalen Rechtsvorschriften für die Ausübung 
der Aufgaben eines für die Verarbeitung Verantwortlichen gemäß Ar­
tikel 2 Buchstabe d der Richtlinie 95/46/EG benannt worden ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die technischen Maßnah­
men zur Gewährleistung der Sicherheit der in ihren nationalen Insol­
venzregistern nach Artikel 24 verarbeiteten personenbezogenen Daten 
durchgeführt werden. 
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(3) Es obliegt den Mitgliedstaaten, zu überprüfen, dass der gemäß 
Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie 95/46/EG benannte für die Ver­
arbeitung Verantwortliche die Einhaltung der Grundsätze in Bezug auf 
die Qualität der Daten, insbesondere die Richtigkeit und die Aktualisie­
rung der in nationalen Insolvenzregistern gespeicherten Daten sicher­
stellt. 

(4) Es obliegt den Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 95/46/EG, 
Daten zu erheben und in nationalen Datenbanken zu speichern und zu 
entscheiden, diese Daten im vernetzten Register, das über das Europäi­
sche Justizportal eingesehen werden kann, zugänglich zu machen. 

(5) Als Teil der Information, die betroffene Personen erhalten, um 
ihre Rechte und insbesondere das Recht auf Löschung von Daten wahr­
nehmen zu können, teilen die Mitgliedstaaten betroffenen Personen mit, 
für welchen Zeitraum ihre in Insolvenzregistern gespeicherten personen­
bezogenen Daten zugänglich sind. 

Artikel 80 

Aufgaben der Kommission im Zusammenhang mit der Verarbei­
tung personenbezogener Daten 

(1) Die Kommission nimmt die Aufgaben des für die Verarbeitung 
Verantwortlichen gemäß Artikel 2 Buchstabe d der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 im Einklang mit den diesbezüglich in diesem Artikel fest­
gelegten Aufgaben wahr. 

(2) Die Kommission legt die notwendigen Grundsätze fest und wen­
det die notwendigen technischen Lösungen an, um ihre Aufgaben im 
Aufgabenbereich des für die Verarbeitung Verantwortlichen zu erfüllen. 

(3) Die Kommission setzt die technischen Maßnahmen um, die er­
forderlich sind, um die Sicherheit der personenbezogenen Daten bei der 
Übermittlung, insbesondere die Vertraulichkeit und Unversehrtheit bei 
der Übermittlung zum und vom Europäischen Justizportal, zu gewähr­
leisten. 

(4) Die Aufgaben der Mitgliedstaaten und anderer Stellen in Bezug 
auf den Inhalt und den Betrieb der von ihnen geführten, vernetzten 
nationalen Datenbanken bleiben von den Verpflichtungen der Kommis­
sion unberührt. 

Artikel 81 

Informationspflichten 

Unbeschadet der anderen den betroffenen Personen nach Artikel 11 und 
12 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 zu erteilenden Informationen 
informiert die Kommission die betroffenen Personen durch Bekannt­
machung im Europäischen Justizportal über ihre Rolle bei der Daten­
verarbeitung und die Zwecke dieser Datenverarbeitung. 
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Artikel 82 

Speicherung personenbezogener Daten 

Für Informationen aus vernetzten nationalen Datenbanken gilt, dass 
keine personenbezogenen Daten von betroffenen Personen im Europäi­
schen Justizportal gespeichert werden. Sämtliche derartige Daten werden 
in den von den Mitgliedstaaten oder anderen Stellen betriebenen natio­
nalen Datenbanken gespeichert. 

Artikel 83 

Zugang zu personenbezogenen Daten über das Europäische Justiz­
portal 

Die in den nationalen Insolvenzregistern nach Artikel 24 gespeicherten 
personenbezogenen Daten sind solange über das Europäische Justizpor­
tal zugänglich, wie sie nach nationalem Recht zugänglich bleiben. 

KAPITEL VII 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 84 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

▼C1 
(1) Diese Verordnung ist nur auf solche Insolvenzverfahren an­
zuwenden, die ab dem 26. Juni 2017 eröffnet worden sind. Für Rechts­
handlungen des Schuldners vor diesem Datum gilt weiterhin das Recht, 
das für diese Rechtshandlungen anwendbar war, als sie vorgenommen 
wurden. 

▼B 
(2) Unbeschadet des Artikels 91 der vorliegenden Verordnung gilt 
die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 weiterhin für Verfahren, die in den 
Geltungsbereich jener Verordnung fallen und vor dem 26. Juni 2017 
eröffnet wurden. 

Artikel 85 

Verhältnis zu Übereinkünften 

(1) Diese Verordnung ersetzt in ihrem sachlichen Anwendungs­
bereich hinsichtlich der Beziehungen der Mitgliedstaaten untereinander 
die zwischen zwei oder mehreren Mitgliedstaaten geschlossenen Über­
einkünfte, insbesondere 

a) das am 8. Juli 1899 in Paris unterzeichnete belgisch-französische 
Abkommen über die gerichtliche Zuständigkeit, die Anerkennung 
und die Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schieds­
sprüchen und öffentlichen Urkunden; 

b) das am 16. Juli 1969 in Brüssel unterzeichnete belgisch-österrei­
chische Abkommen über Konkurs, Ausgleich und Zahlungsauf­
schub (mit Zusatzprotokoll vom 13. Juni 1973); 
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c) das am 28. März 1925 in Brüssel unterzeichnete belgisch-nieder­
ländische Abkommen über die Zuständigkeit der Gerichte, den 
Konkurs sowie die Anerkennung und die Vollstreckung von ge­
richtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Ur­
kunden; 

d) den am 25. Mai 1979 in Wien unterzeichneten deutsch-österrei­
chischen Vertrag auf dem Gebiet des Konkurs- und Vergleichs- 
(Ausgleichs-)rechts; 

e) das am 27. Februar 1979 in Wien unterzeichnete französisch-öster­
reichische Abkommen über die gerichtliche Zuständigkeit, die An­
erkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen auf dem 
Gebiet des Insolvenzrechts; 

f) das am 3. Juni 1930 in Rom unterzeichnete französisch-italienische 
Abkommen über die Vollstreckung gerichtlicher Urteile in Zivil- 
und Handelssachen; 

g) das am 12. Juli 1977 in Rom unterzeichnete italienisch-österrei­
chische Abkommen über Konkurs und Ausgleich; 

h) den am 30. August 1962 in Den Haag unterzeichneten deutsch- 
niederländischen Vertrag über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel 
in Zivil- und Handelssachen; 

i) das am 2. Mai 1934 in Brüssel unterzeichnete britisch-belgische 
Abkommen zur gegenseitigen Vollstreckung gerichtlicher Entschei­
dungen in Zivil- und Handelssachen mit Protokoll; 

j) das am 7. November 1933 in Kopenhagen zwischen Dänemark, 
Finnland, Norwegen, Schweden und Irland geschlossene Konkur­
sübereinkommen; 

k) das am 5. Juni 1990 in Istanbul unterzeichnete Europäische Über­
einkommen über bestimmte internationale Aspekte des Konkurses; 

l) das am 18. Juni 1959 in Athen unterzeichnete Abkommen zwischen 
der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien und dem Königreich 
Griechenland über die gegenseitige Anerkennung und Vollstre­
ckung gerichtlicher Entscheidungen; 

m) das am 18. März 1960 in Belgrad unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien und der Republik 
Österreich über die gegenseitige Anerkennung und die Vollstre­
ckung von Schiedssprüchen und schiedsgerichtlichen Vergleichen 
in Handelssachen; 
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n) das am 3. Dezember 1960 in Rom unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien und der Republik 
Italien über die gegenseitige justizielle Zusammenarbeit in Zivil- 
und Handelssachen; 

o) das am 24. September 1971 in Belgrad unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien und 
dem Königreich Belgien über die justizielle Zusammenarbeit in 
Zivil- und Handelssachen; 

p) das am 18. Mai 1971 in Paris unterzeichnete Abkommen zwischen 
den Regierungen Jugoslawiens und Frankreichs über die Anerken­
nung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und 
Handelssachen; 

q) das am 22. Oktober 1980 in Athen unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der 
Hellenischen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsa­
chen, der zwischen der Tschechischen Republik und Griechenland 
noch in Kraft ist; 

r) das am 23. April 1982 in Nikosia unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der 
Republik Zypern über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der 
zwischen der Tschechischen Republik und Zypern noch in Kraft ist; 

s) den am 10. Mai 1984 in Paris unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Regierung der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und 
der Regierung der Französischen Republik über die Rechtshilfe und 
die Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
in Zivil-, Familien- und Handelssachen, der zwischen der Tsche­
chischen Republik und Frankreich noch in Kraft ist; 

t) den am 6. Dezember 1985 in Prag unterzeichneten Vertrag zwi­
schen der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik und der 
Republik Italien über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen, der 
zwischen der Tschechischen Republik und Italien noch in Kraft ist; 

u) das am 11. November 1992 in Tallinn unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Republik Lettland, der Republik Estland und der Re­
publik Litauen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen; 

v) das am 27. November 1998 in Tallinn unterzeichnete Abkommen 
zwischen Estland und Polen über Rechtshilfe und Rechtsbeziehun­
gen in Zivil-, Arbeits- und Strafsachen; 

w) das am 26. Januar 1993 in Warschau unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Republik Litauen und der Republik Polen über 
Rechtshilfe und Rechtsbeziehungen in Zivil-, Familien-, Arbeits- 
und Strafsachen; 
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x) das am 19. Oktober 1972 in Bukarest unterzeichnete Abkommen 
zwischen der Sozialistischen Republik Rumänien und der Helle­
nischen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen 
mit Protokoll; 

y) das am 5. November 1974 in Paris unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Sozialistischen Republik Rumänien und der Französi­
schen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen; 

z) das am 10. April 1976 in Athen unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Volksrepublik Bulgarien und der Hellenischen Republik 
über die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen; 

aa) das am 29. April 1983 in Nikosia unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Volksrepublik Bulgarien und der Republik Zypern über 
die Rechtshilfe in Zivil- und Strafsachen; 

ab) das am 18. Januar 1989 in Sofia unterzeichnete Abkommen zwi­
schen der Volksrepublik Bulgarien und der Regierung der Franzö­
sischen Republik über die gegenseitige Rechtshilfe in Zivilsachen; 

ac) den am 11. Juli 1994 in Bukarest unterzeichneten Vertrag zwischen 
Rumänien und der Tschechischen Republik über die Rechtshilfe in 
Zivilsachen; 

ad) den am 15. Mai 1999 in Bukarest unterzeichneten Vertrag zwischen 
Rumänien und der Republik Polen über die Rechtshilfe und die 
Rechtsbeziehungen in Zivilsachen. 

(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Übereinkünfte behalten ihre Wirk­
samkeit hinsichtlich der Verfahren, die vor Inkrafttreten der Verordnung 
(EG) Nr. 1346/2000 eröffnet worden sind. 

(3) Diese Verordnung gilt nicht 

a) in einem Mitgliedstaat, soweit es in Konkurssachen mit den Ver­
pflichtungen aus einer Übereinkunft unvereinbar ist, die dieser Mit­
gliedstaat mit einem oder mehreren Drittstaaten vor Inkrafttreten der 
Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 geschlossen hat; 

b) im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland, soweit es 
in Konkurssachen mit den Verpflichtungen aus Vereinbarungen, die 
im Rahmen des Commonwealth geschlossen wurden und die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 
wirksam sind, unvereinbar ist. 

▼B 

02015R0848 — DE — 05.06.2015 — 000.002 — 45



 

Artikel 86 

Informationen zum Insolvenzrecht der Mitgliedstaaten und der 
Union 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln im Rahmen des durch die Ent­
scheidung 2001/470/EG des Rates ( 1 ) geschaffenen Europäischen Justi­
ziellen Netzes für Zivil- und Handelssachen eine kurze Beschreibung 
ihres nationalen Rechts und ihrer Verfahren zum Insolvenzrecht, ins­
besondere zu den in Artikel 7 Absatz 2 aufgeführten Aspekten, damit 
die betreffenden Informationen der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
werden können. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen werden von den Mit­
gliedstaaten regelmäßig aktualisiert. 

(3) Die Kommission macht Informationen bezüglich dieser Verord­
nung öffentlich verfügbar. 

Artikel 87 

Einrichtung der Vernetzung der Register 

Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Einrichtung der 
Vernetzung der Insolvenzregister gemäß Artikel 25. Diese Durchfüh­
rungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 89 Absatz 3 genannten 
Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 88 

Erstellung und spätere Änderung von Standardformularen 

Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Erstellung und 
soweit erforderlich Änderung der in Artikel 27 Absatz 4, Artikel 54, 
Artikel 55 und Artikel 64 Absatz 2 genannten Formulare. Diese Durch­
führungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 89 Absatz 2 genann­
ten Beratungsverfahren erlassen. 

Artikel 89 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser 
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 
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Artikel 90 

Überprüfungsklausel 

(1) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens bis zum 
27. Juni 2027 und danach alle fünf Jahre einen Bericht über die An­
wendung dieser Verordnung vor. Der Bericht enthält gegebenenfalls 
einen Vorschlag zur Anpassung dieser Verordnung. 

(2) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens bis zum 
27. Juni 2022 einen Bericht über die Anwendung des Gruppen-Koor­
dinationsverfahrens vor. Der Bericht enthält gegebenenfalls einen Vor­
schlag zur Anpassung dieser Verordnung. 

(3) Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens 
bis zum 1. Januar 2016 eine Studie zu den grenzüberschreitenden As­
pekten der Haftung von Geschäftsleitern und ihres Ausschlusses von 
einer Tätigkeit. 

(4) Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament, dem 
Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss spätestens 
bis zum 27. Juni 2020 eine Studie zur Frage der Wahl des Gerichts­
stands in missbräuchlicher Absicht. 

Artikel 91 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 wird aufgehoben. 

Verweisungen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Verweisun­
gen auf die vorliegende Verordnung und sind nach der Entsprechungs­
tabelle in Anhang D dieser Verordnung zu lesen. 

Artikel 92 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 26. Juni 2017 mit Ausnahme von 

a) Artikel 86, der ab dem 26. Juni 2016 gilt, 

b) Artikel 24 Absatz 1, der ab dem 26. Juni 2018 gilt und 

c) Artikel 25, der ab dem 26. Juni 2019 gilt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß 
den Verträgen unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 
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ANHANG A 

Insolvenzverfahren nach Artikel 2 Nummer 4 

BELGIQUE/BELGIË 

— La faillite/Het faillissement, 

— De gerechtelijke reorganisatie door een collectief akkoord/La réorganisation 
judiciaire par accord collectif, 

— De gerechtelijke reorganisatie door een minnelijk akkoord/La réorganisation 
judiciaire par accord amiable, 

— De gerechtelijke reorganisatie door overdracht onder gerechtelijk gezag/La 
réorganisation judiciaire par transfert sous autorité de justice, 

— De collectieve schuldenregeling/Le règlement collectif de dettes, 

— De vrijwillige vereffening/La liquidation volontaire, 

— De gerechtelijke vereffening/La liquidation judiciaire, 

— De voorlopige ontneming van beheer, bepaald in artikel 8 van de faillisse­
mentswet/Le dessaisissement provisoire, visé à l'article 8 de la loi sur les 
faillites, 

БЪЛГАРИЯ 

— Производство по несъстоятелност, 

ČESKÁ REPUBLIKA 

— Konkurs, 

— Reorganizace, 

— Oddlužení, 

DEUTSCHLAND 

— Das Konkursverfahren, 

— das gerichtliche Vergleichsverfahren, 

— das Gesamtvollstreckungsverfahren, 

— das Insolvenzverfahren, 

EESTI 

— Pankrotimenetlus, 

— Võlgade ümberkujundamise menetlus, 

ÉIRE/IRELAND 

— Compulsory winding-up by the court, 

— Bankruptcy, 
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— The administration in bankruptcy of the estate of persons dying insolvent, 

— Winding-up in bankruptcy of partnerships, 

— Creditors' voluntary winding-up (with confirmation of a court), 

— Arrangements under the control of the court which involve the vesting of all 
or part of the property of the debtor in the Official Assignee for realisation 
and distribution, 

— Examinership, 

— Debt Relief Notice, 

— Debt Settlement Arrangement, 

— Personal Insolvency Arrangement, 

ΕΛΛΑΔΑ 

— Η πτώχευση 

— Η ειδική εκκαθάριση εν λειτουργία, 

— Σχέδιο αναδιοργάνωσης, 

— Απλοποιημένη διαδικασία επί πτωχεύσεων μικρού αντικειμένου, 

— Διαδικασία Εξυγίανσης, 

ESPAÑA 

— Concurso, 

— Procedimiento de homologación de acuerdos de refinanciación, 

— Procedimiento de acuerdos extrajudiciales de pago, 

— Procedimiento de negociación pública para la consecución de acuerdos de 
refinanciación colectivos, acuerdos de refinanciación homologados y propues­
tas anticipadas de convenio, 

FRANCE 

— Sauvegarde, 

— Sauvegarde accélérée, 

— Sauvegarde financière accélérée, 

— Redressement judiciaire, 

— Liquidation judiciaire, 

HRVATSKA 

— Stečajni postupak, 

ITALIA 

— Fallimento, 

— Concordato preventivo, 
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— Liquidazione coatta amministrativa, 

— Amministrazione straordinaria, 

— Accordi di ristrutturazione, 

— Procedure di composizione della crisi da sovraindebitamento del consumatore 
(accordo o piano), 

— Liquidazione dei beni, 

ΚΥΠΡΟΣ 

— Υποχρεωτική εκκαθάριση από το Δικαστήριο, 

— Εκούσια εκκαθάριση από μέλη, 

— Εκούσια εκκαθάριση από πιστωτές 

— Εκκαθάριση με την εποπτεία του Δικαστηρίου, 

— Διάταγμα Παραλαβής και πτώχευσης κατόπιν Δικαστικού Διατάγματος, 

— Διαχείριση της περιουσίας προσώπων που απεβίωσαν αφερέγγυα, 

LATVIJA 

— Tiesiskās aizsardzības process, 

— Juridiskās personas maksātnespējas process, 

— Fiziskās personas maksātnespējas process, 

LIETUVA 

— Įmonės restruktūrizavimo byla, 

— Įmonės bankroto byla 

— Įmonės bankroto procesas ne teismo tvarka, 

— Fizinio asmens bankroto procesas, 

LUXEMBOURG 

— Faillite, 

— Gestion contrôlée, 

— Concordat préventif de faillite (par abandon d'actif), 

— Régime spécial de liquidation du notariat, 

— Procédure de règlement collectif des dettes dans le cadre du surendettement, 

MAGYARORSZÁG 

— Csődeljárás, 

— Felszámolási eljárás, 
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ΜΑLTA 

— Xoljiment, 

— Amministrazzjoni, 

— Stralċ volontarju mill-membri jew mill-kredituri, 

— Stralċ mill-Qorti, 

— Falliment f'każ ta' kummerċjant, 

— Proċedura biex kumpanija tirkupra, 

NEDERLAND 

— Het faillissement, 

— De surséance van betaling, 

— De schuldsaneringsregeling natuurlijke personen, 

ÖSTERREICH 

— Das Konkursverfahren (Insolvenzverfahren), 

— das Sanierungsverfahren ohne Eigenverwaltung (Insolvenzverfahren), 

— das Sanierungsverfahren mit Eigenverwaltung (Insolvenzverfahren), 

— das Schuldenregulierungsverfahren, 

— das Abschöpfungsverfahren, 

— das Ausgleichsverfahren, 

POLSKA 

— Postępowanie naprawcze, 

— Upadłość obejmująca likwidację, 

— Upadłość z możliwością zawarcia układu, 

PORTUGAL 

— Processo de insolvência, 

— Processo especial de revitalização, 

ROMÂNIA 

— Procedura insolvenței, 

— Reorganizarea judiciară, 

— Procedura falimentului, 

— Concordatul preventiv, 
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SLOVENIJA 

— Postopek preventivnega prestrukturiranja, 

— Postopek prisilne poravnave, 

— Postopek poenostavljene prisilne poravnave, 

— Stečajni postopek: stečajni postopek nad pravno osebo, postopek osebnega 
stečaja and postopek stečaja zapuščine, 

SLOVENSKO 

— Konkurzné konanie, 

— Reštrukturalizačné konanie, 

— Oddlženie, 

SUOMI/FINLAND 

— Konkurssi/konkurs, 

— Yrityssaneeraus/företagssanering, 

— Yksityishenkilön velkajärjestely/skuldsanering för privatpersoner, 

SVERIGE 

— Konkurs, 

— Företagsrekonstruktion, 

— Skuldsanering, 

UNITED KINGDOM 

— Winding-up by or subject to the supervision of the court, 

— Creditors' voluntary winding-up (with confirmation by the court), 

— Administration, including appointments made by filing prescribed documents 
with the court, 

— Voluntary arrangements under insolvency legislation, 

— Bankruptcy or sequestration. 
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ANHANG B 

Verwalter nach Artikel 2 Nummer 5 

BELGIQUE/BELGIË 

— De curator/Le curateur, 

— De gedelegeerd rechter/Le juge-délégué, 

— De gerechtsmandataris/Le mandataire de justice, 

— De schuldbemiddelaar/Le médiateur de dettes, 

— De vereffenaar/Le liquidateur, 

— De voorlopige bewindvoerder/L'administrateur provisoire, 

БЪЛГАРИЯ 

— Назначен предварително временен синдик, 

— Временен синдик, 

— (Постоянен) синдик, 

— Служебен синдик, 

ČESKÁ REPUBLIKA 

— Insolvenční správce, 

— Předběžný insolvenční správce, 

— Oddělený insolvenční správce, 

— Zvláštní insolvenční správce, 

— Zástupce insolvenčního správce, 

DEUTSCHLAND 

— Konkursverwalter, 

— Vergleichsverwalter, 

— Sachwalter (nach der Vergleichsordnung), 

— Verwalter, 

— Insolvenzverwalter, 

— Sachwalter (nach der Insolvenzordnung), 

— Treuhänder, 

— Vorläufiger Insolvenzverwalter, 

— Vorläufiger Sachwalter, 
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EESTI 

— Pankrotihaldur, 

— Ajutine pankrotihaldur, 

— Usaldusisik, 

ÉIRE/IRELAND 

— Liquidator, 

— Official Assignee, 

— Trustee in bankruptcy, 

— Provisional Liquidator, 

— Examiner, 

— Personal Insolvency Practitioner, 

— Insolvency Service, 

ΕΛΛΑΔΑ 

— Ο σύνδικος, 

— Ο εισηγητής, 

— Η επιτροπή των πιστωτών, 

— Ο ειδικός εκκαθαριστής, 

ESPAÑA 

— Administrador concursal, 

— Mediador concursal, 

FRANCE 

— Mandataire judiciaire, 

— Liquidateur, 

— Administrateur judiciaire, 

— Commissaire à l'exécution du plan, 

HRVATSKA 

— Stečajni upravitelj, 

— Privremeni stečajni upravitelj, 

— Stečajni povjerenik, 

— Povjerenik, 

ITALIA 

— Curatore, 

— Commissario giudiziale, 

— Commissario straordinario, 
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— Commissario liquidatore, 

— Liquidatore giudiziale, 

— Professionista nominato dal Tribunale, 

— Organismo di composizione della crisi nella procedura di composizione della 
crisi da sovraindebitamento del consumatore, 

— Liquidatore, 

ΚΥΠΡΟΣ 

— Εκκαθαριστής και Προσωρινός Εκκαθαριστής, 

— Επίσημος Παραλήπτης, 

— Διαχειριστής της Πτώχευσης, 

LATVIJA 

— Maksātnespējas procesa administrators, 

LIETUVA 

— Bankroto administratorius, 

— Restruktūrizavimo administratorius, 

LUXEMBOURG 

— Le curateur, 

— Le commissaire, 

— Le liquidateur, 

— Le conseil de gérance de la section d'assainissement du notariat, 

— Le liquidateur dans le cadre du surendettement, 

MAGYARORSZÁG 

— Vagyonfelügyelő, 

— Felszámoló, 

MALTA 

— Amministratur Proviżorju, 

— Riċevitur Uffiċjali, 

— Stralċjarju, 

— Manager Speċjali, 

— Kuraturi f'każ ta' proċeduri ta' falliment, 

— Kontrolur Speċjali, 
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NEDERLAND 

— De curator in het faillissement, 

— De bewindvoerder in de surséance van betaling, 

— De bewindvoerder in de schuldsaneringsregeling natuurlijke personen, 

ÖSTERREICH 

— Masseverwalter, 

— Sanierungsverwalter, 

— Ausgleichsverwalter, 

— Besonderer Verwalter, 

— Einstweiliger Verwalter, 

— Sachwalter, 

— Treuhänder, 

— Insolvenzgericht, 

— Konkursgericht, 

POLSKA 

— Syndyk, 

— Nadzorca sądowy, 

— Zarządca, 

PORTUGAL 

— Administrador da insolvência, 

— Administrador judicial provisório, 

ROMÂNIA 

— Practician în insolvență, 

— Administrator concordatar, 

— Administrator judiciar, 

— Lichidator judiciar, 

SLOVENIJA 

— Upravitelj, 

SLOVENSKO 

— Predbežný správca, 

— Správca, 
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SUOMI/FINLAND 

— Pesänhoitaja/boförvaltare, 

— Selvittäjä/utredare, 

SVERIGE 

— Förvaltare, 

— Rekonstruktör, 

UNITED KINGDOM 

— Liquidator, 

— Supervisor of a voluntary arrangement, 

— Administrator, 

— Official Receiver, 

— Trustee, 

— Provisional Liquidator, 

— Interim Receiver, 

— Judicial factor. 
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ANHANG C 

Aufgehobene Verordnung mit Liste ihrer nachfolgenden Änderungen 

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates 

(ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 603/2005 des Rates 

(ABl. L 100 vom 20.4.2005, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 694/2006 des Rates 

(ABl. L 121 vom 6.5.2006, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 des Rates 

(ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 681/2007 des Rates 

(ABl. L 159 vom 20.6.2007, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 788/2008 des Rates 

(ABl. L 213 vom 8.8.2008, S. 1) 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 210/2010 des Rates 

(ABl. L 65 vom 13.3.2010, S. 1) 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 583/2011 des Rates 

(ABl. L 160 vom 18.6.2011, S. 52) 

Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates 

(ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 1) 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 663/2014 des Rates 

(ABl. L 179 vom 19.6.2014, S. 4) 

Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Repu­
blik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, 
der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Republik 
Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der die Euro­
päische Union begründenden Verträge 

(ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33) 
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ANHANG D 

Entsprechungstabelle 

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 In dieser Verordnung wird Folgendes 
festgelegt: 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 2 Eingangsteil Artikel 2 Eingangsteil 

Artikel 2 Buchstabe a Artikel 2 Nummer 4 

Artikel 2 Buchstabe b Artikel 2 Nummer 5 

Artikel 2 Buchstabe c — 

Artikel 2 Buchstabe d Artikel 2 Nummer 6 

Artikel 2 Buchstabe e Artikel 2 Nummer 7 

Artikel 2 Buchstabe f Artikel 2 Nummer 8 

Artikel 2 Buchstabe g Eingangsteil Artikel 2 Nummer 9 Eingangsteil 

Artikel 2 Buchstabe g erster Gedan­
kenstrich 

Artikel 2 Nummer 9 Ziffer vii 

Artikel 2 Buchstabe g zweiter Gedan­
kenstrich 

Artikel 2 Nummer 9 Ziffer iv 

Artikel 2 Buchstabe g dritter Gedan­
kenstrich 

Artikel 2 Nummer 9 Ziffer viii 

Artikel 2 Buchstabe h Artikel 2 Nummer 10 

— Artikel 2 Nummern 1 bis 3 und 11 bis 
13 

— Artikel 2 Nummer 9 Ziffern i bis iii, v, 
vi 

Artikel 3 Artikel 3 

— Artikel 4 

— Artikel 5 

— Artikel 6 

Artikel 4 Artikel 7 

Artikel 5 Artikel 8 

Artikel 6 Artikel 9 

Artikel 7 Artikel 10 

Artikel 8 Artikel 11 Absatz 1 

— Artikel 11 Absatz 2 

Artikel 9 Artikel 12 
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Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 In dieser Verordnung wird Folgendes 
festgelegt: 

Artikel 10 Artikel 13 Absatz 1 

— Artikel 13 Absatz 2 

Artikel 11 Artikel 14 

Artikel 12 Artikel 15 

Artikel 13 Absatz 1 Artikel 16 Buchstabe a 

Artikel 13 Absatz 2 Artikel 16 Buchstabe b 

Artikel 14 Gedankenstrich 1 Artikel 17 Buchstabe a 

Artikel 14 Gedankenstrich 2 Artikel 17 Buchstabe b 

Artikel 14 Gedankenstrich 3 Artikel 17 Buchstabe c 

Artikel 15 Artikel 18 

Artikel 16 Artikel 19 

Artikel 17 Artikel 20 

Artikel 18 Artikel 21 

Artikel 19 Artikel 22 

Artikel 20 Artikel 23 

— Artikel 24 

— Artikel 25 

— Artikel 26 

— Artikel 27 

Artikel 21 Absatz 1 Artikel 28 Absatz 2 

Artikel 21 Absatz 2 Artikel 28 Absatz 1 

Artikel 22 Artikel 29 

Artikel 23 Artikel 30 

Artikel 24 Artikel 31 

Artikel 25 Artikel 32 

Artikel 26 Artikel 33 

Artikel 27 Artikel 34 

Artikel 28 Artikel 35 

— Artikel 36 

Artikel 29 Artikel 37 Absatz 1 

— Artikel 37 Absatz 2 

— Artikel 38 
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Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 In dieser Verordnung wird Folgendes 
festgelegt: 

— Artikel 39 

Artikel 30 Artikel 40 

Artikel 31 Artikel 41 

— Artikel 42 

— Artikel 43 

— Artikel 44 

Artikel 32 Artikel 45 

Artikel 33 Artikel 46 

Artikel 34 Absatz 1 Artikel 47 Absatz 1 

Artikel 34 Absatz 2 Artikel 47 Absatz 2 

Artikel 34 Absatz 3 — 

— Artikel 48 

Artikel 35 Artikel 49 

Artikel 36 Artikel 50 

Artikel 37 Artikel 51 

Artikel 38 Artikel 52 

Artikel 39 Artikel 53 

Artikel 40 Artikel 54 

Artikel 41 Artikel 55 

Artikel 42 — 

— Artikel 56 

— Artikel 57 

— Artikel 58 

— Artikel 59 

— Artikel 60 

— Artikel 61 

— Artikel 62 

— Artikel 63 

— Artikel 64 

— Artikel 65 

— Artikel 66 

— Artikel 67 

▼B 

02015R0848 — DE — 05.06.2015 — 000.002 — 61



 

Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 In dieser Verordnung wird Folgendes 
festgelegt: 

— Artikel 68 

— Artikel 69 

— Artikel 70 

— Artikel 71 

— Artikel 72 

— Artikel 73 

— Artikel 74 

— Artikel 75 

— Artikel 76 

— Artikel 77 

— Artikel 78 

— Artikel 79 

— Artikel 80 

— Artikel 81 

— Artikel 82 

— Artikel 83 

Artikel 43 Artikel 84 Absatz 1 

— Artikel 84 Absatz 2 

Artikel 44 Artikel 85 

— Artikel 86 

Artikel 45 — 

— Artikel 87 

— Artikel 88 

— Artikel 89 

Artikel 46 Artikel 90 Absatz 1 

— Artikel 90 Absätze 2 bis 4 

— Artikel 91 

Artikel 47 Artikel 92 

Anhang A Anhang A 

Anhang B — 

Anhang C Anhang B 

— Anhang C 

— Anhang D 
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